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Gesetzentwurf 
 
der Landesregierung  
 
 
Krankenhausgestaltungsgesetz des Landes Nordrhein-Westfalen (KHGG NRW) 
 
 
A Problem 
 
Detaillierte Verfahrensvorgaben engen den Handlungsspielraum von Krankenhäusern und 
Krankenkassen ein. Eine bis in Einzelheiten gehende Krankenhausplanung verhindert Wett-
bewerb und steht aktiven planerisch und wirtschaftlich gestaltenden Maßnahmen der Leis-
tungserbringer und Kostenträger entgegen. Die Letztverantwortung des Staates für die Ver-
sorgung der Bevölkerung muss in zielführender Weise wahrgenommen werden. Die Inter-
vention des Staates ist auf das Notwendige zu beschränken.   
 
Die haushaltsrechtlichen Spielräume verlangen neue und intelligente Finanzierungsverfah-
ren. Das Gesetz ist für Anreize zu wirtschaftlichem, sparsamem und effektivem Verhalten zu 
öffnen.  
 
Bürokratische Hemmnisse sind abzubauen und konzeptionellen zukunftsweisenden Ideen 
Raum zu geben. Der Gestaltungsspielraum ist auch in Fragen der Organisation eines Kran-
kenhauses zu erweitern.  
 
 
B Lösung 
 
Das Krankenhausplanungsverfahren mit seinem bisher dreistufigen Aufbau aus Rahmenpla-
nung, Schwerpunktplanung und regionalen Planungskonzepten wird gestrafft. Die Schwer-
punktplanung wird aufgegeben.  
 
Die Gestaltungsfreiheit der Krankenhausträger wird durch flexiblere Regelungen ausgewei-
tet. Auf Detailregelungen wird verzichtet. So werden z.B. Parallelvorhalten erlaubt und die 
Möglichkeiten zur individuellen Organisation der Geschäfts- und Betriebsführung erleichtert.  
 
Der negative Anreiz zur Beibehaltung von Bettenkapazitäten, die nicht mehr benötigt wer-
den, soll durch eine geänderte pauschale Förderung leistungsbezogene Anreize fördern. 
Das Gesetz gibt eine Verordnungsermächtigung zur Festsetzung der Pauschalen und der 
dazu erforderlichen Bemessungskriterien. Falschen Anreizen kann somit verfahrenstech-
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nisch leichter entgegen gewirkt werden. Andererseits ist durch eine Verordnungsregelung die 
notwendige Verlässlichkeit der laufenden Finanzierung für die Krankenhäuser gewährleistet.  
 
 
C Alternativen 
 
Keine 
 
 
D Kosten 
 
Das Gesetz erzeugt im Vergleich zur bisherigen Regelung keine neuen Kosten.  
 
 
E Zuständigkeit 
 
Zuständig ist das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales. Beteiligt sind das Finanz-
ministerium und das Ministerium für Innovation, Wissenschaft, Forschung und Technologie. 
 
 
F Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und die Finanzlage der Gemeinden und 

Gemeindeverbände 
 
Im Vergleich zum geltenden Landeskrankenhausrecht entstehen keine neuen Auswirkungen. 
 
 
G Finanzielle Auswirkungen auf die Unternehmen und privaten Haushal-

te/Mittelstandsverträglichkeitsprüfung 
 
Im Vergleich zum geltenden Landeskrankenhausrecht entstehen keine neuen Auswirkungen. 
 
 
H  Befristung 
 
Das Gesetz enthält eine Berichtspflicht. 
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G e  g e n ü b e r s t e l l u n g 

 
Gesetzentwurf der Landesregierung  Auszug aus den geltenden Gesetzes-

bestimmungen 
(Paragrafen und Absätze wurden in teils ge-
änderter Reihenfolge gegenübergestellt.) 
 

Krankenhausgestaltungsgesetz Nord-
rhein-Westfalen (KHGG NRW) 

 Krankenhausgesetz des Landes Nord-
rhein-Westfalen (KHG NRW)  
 

   
Inhaltsübersicht  Inhaltsübersicht 
   
Abschnitt I 
Allgemeine Bestimmungen 

 Abschnitt I 
Allgemeine Bestimmungen 

   
§ 1  Grundsatz  § 1  Grundsatz 

§ 2  Krankenhausleistungen  § 2  Krankenhausleistungen 

§ 3  Pflege und Betreuung der Patien-
 tinnen und Patienten, Nichtrau-
 cherschutz 

 § 3  Pflege und Betreuung der Patien-
 tinnen und Patienten 

§ 4  Kind im Krankenhaus  § 4  Kind im Krankenhaus 

§ 5  Patientenbeschwerdestellen, Sozia-
ler Dienst, Patientenberatung, Pati-
entenseelsorge 

 § 5  Patientenbeschwerdestellen 
 
§ 6  Patientenberatung, Patienten-
 seelsorge, Überleitungen aus  dem 
 Krankenhaus, Sozialer Dienst 

  § 7  Qualitätssicherung 

§ 6  Krankenhaushygiene  § 8  Krankenhaushygiene 

  § 9  Arzneimittelkommission 

§ 7  Zusammenarbeit der Krankenhäu-
 ser 

 § 10 Zusammenarbeit der Krankenhäu-
ser 

§ 8  Zentraler Bettennachweis, Groß-
schadensereignisse 

 § 11 Zentraler Bettennachweis, Groß-
 schadensereignisse 

§ 9  Rechtsaufsicht  § 12  Rechtsaufsicht 

   

Abschnitt II 
Planung 

 Abschnitt II 
Planung 

   

§ 10  Krankenhausplan  § 13  Krankenhausplan 

§ 11  Rahmenvorgaben  § 14  Rahmenvorgaben 

  § 15 Schwerpunktfestlegungen 
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§ 12  Regionale Planungskonzepte  § 16  Regionale Planungskonzepte 

§ 13  Beteiligte an der Krankenhausver-
sorgung 

 § 17  Beteiligte an der Krankenhausver-
 sorgung 

§ 14 Feststellungen im Krankenhaus-
plan 

 § 18  Feststellungen im Krankenhaus-
 plan 

   

Abschnitt III 
Krankenhausförderung 

 Abschnitt III 
Krankenhausförderung 

   

§ 15  Förderungsgrundsätze  § 19  Förderungsgrundsätze 

§ 16  Investitionsprogramm  § 20  Investitionsprogramm 

§ 17  Einzelförderung  § 21  Einzelförderung 

§ 18  Umfang der Einzelförderung  § 22  Umfang der Einzelförderung 

§ 19  Anlauf- und Umstellungskosten 
sowie Grundstückskosten 

 § 23  Anlauf- und Umstellungskosten 
 sowie Grundstückskosten 

§ 20  Bewilligung der Einzelförderung, Zu-
schussformen 

 § 24  Bewilligung der Einzelförderung, 
 Zuschußformen 

§ 21  Pauschale Förderung  § 25 Pauschale Förderung 

§ 22  Besondere Beträge, Ausgleichszah-
lungen 

 § 26  Besondere Beträge 
 
§ 30  Ausgleichsleistungen bei Einstel-
 lung oder Einengung des Kran-
 kenhausbetriebes 

§ 23  Förderung der Nutzung von Anla-
gegütern 

 § 27  Förderung der Nutzung von Anla-
 gegütern 

§ 24  Förderung von Kapitaldienstbelas-
tungen 

 § 28  Förderung von Kapitaldienstbelas-
 tungen 

§ 25  Ausgleich für Eigenmittel  § 29  Ausgleich für Eigenmittel 

§ 26  Widerruf der Bewilligung, Rückfor-
derung von Fördermitteln 

 

 § 31  Rückforderung von Fördermitteln 

  § 32  Investitionsverträge 

   

Abschnitt IV 
Krankenhausstruktur 

 Abschnitt IV 
Krankenhausstruktur 

   

§ 27  Wirtschaftliche Betriebsführung  § 33  Wirtschaftliche Betriebsführung 

§ 28  Abschlussprüfung  § 34  Abschlußprüfung 

  § 35 Leitung und Organisation 

§ 29  Ärztlicher und psychotherapeuti-
scher Dienst 

 § 36  Ärztlicher und psychotherapeuti-
 scher Dienst 
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§ 30  Struktur der kommunalen Kran-
kenhäuser 

 § 37  Struktur der kommunalen Kran-
 kenhäuser 

§ 31  Kirchliche Krankenhäuser  § 38  Kirchliche Krankenhäuser 

§ 32  Statistik 
 

 § 39  Statistik 

   

Abschnitt V 
Übergangs- und Schlussbestimmungen

 Abschnitt V 
Übergangs- und Schlußbestimmungen 

   

§ 33  Zuständigkeit  § 40  Zuständigkeit, Verwaltungsvorschrif-
ten 

§ 34 Ausbildungsstätten, nicht öffentlich 
geförderte Krankenhäuser, Universi-
tätskliniken 

 § 41  Ausbildungsstätten, nicht öffentlich 
geförderte Krankenhäuser, Hoch-
schulkliniken 

§ 35  Übergangsvorschrift  § 42  Übergangsvorschrift 

§ 36  In-Kraft-Treten, Berichtspflicht 
 

 § 43 In-Kraft-Treten, Berichtspflicht 

 

   

Abschnitt I 
Allgemeine Bestimmungen 

 Abschnitt I 
Allgemeine Bestimmungen 

   

§ 1 
Grundsatz 

 § 1 
Grundsatz 

(1) Zweck dieses Gesetzes ist es, eine pa-
tienten- und bedarfsgerechte gestufte 
wohnortnahe Versorgung der Bevölkerung 
durch Krankenhäuser sicherzustellen. Die 
Zusammenarbeit der Krankenhäuser un-
tereinander und mit den sonstigen Einrich-
tungen des Gesundheits- und Sozialwe-
sens sowie mit den niedergelassenen Ärz-
tinnen und Ärzten soll gefördert, Zusam-
menschlüsse sollen erleichtert werden. 

 (1) Zweck dieses Gesetzes ist es, eine pa-
tienten- und bedarfsgerechte gestufte 
wohnortnahe Versorgung der Bevölkerung 
durch Krankenhäuser sicherzustellen. Die 
Krankenhäuser sollen vorhandene Spiel-
räume ausschöpfen, leistungsfähig, spar-
sam und eigenverantwortlich wirtschaften. 
Die Zusammenarbeit der Krankenhäuser 
untereinander und mit den sonstigen Ein-
richtungen des Gesundheits- und Sozial-
wesens sowie mit den niedergelassenen 
Ärztinnen und Ärzten soll gefördert, Zu-
sammenschlüsse sollen erleichtert wer-
den. 

(2) Die Krankenversorgung in Kranken-
häusern nach Absatz 1 sicherzustellen, ist 
eine öffentliche Aufgabe des Landes. 
Gemeinden und Gemeindeverbände wir-
ken nach Maßgabe dieses Gesetzes da-
bei mit.  

 (2) Die Krankenversorgung in Kranken-
häusern nach Absatz 1 sicherzustellen, ist 
eine öffentliche Aufgabe des Landes. 
Gemeinden und Gemeindeverbände wir-
ken nach Maßgabe dieses Gesetzes da-
bei mit. Das Land arbeitet mit den Kran-
kenhausträgern, ihren Verbänden, den 
Landesverbänden der Krankenkassen, 
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den Verbänden der Ersatzkassen und 
dem Landesausschuß des Verbandes der 
privaten Krankenversicherung (Verbände 
der Krankenkassen) zusammen.  

(3) Krankenhausträger sind in der Regel 
freie gemeinnützige, kommunale, private 
Träger und das Land. Falls sich kein ande-
rer geeigneter Träger findet, sind Ge-
meinden und Gemeindeverbände ver-
pflichtet, Krankenhäuser zu errichten und 
zu betreiben, kreisangehörige Gemeinden 
jedoch nur, wenn sie die erforderlliche Fi-
nanzkraft besitzen. 

 (3) Krankenhausträger sind in der Regel 
freie gemeinnützige, kommunale, private 
Träger und das Land. Falls sich kein an-
derer geeigneter Träger findet, sind Ge-
meinden und Gemeindeverbände ver-
pflichtet, Krankenhäuser zu errichten und 
zu betreiben, kreisangehörige Gemeinden 
jedoch nur, wenn sie die erforderliche Fi-
nanzkraft besitzen. 

(4) Mit der Aufnahme in den Kranken-
hausplan ist das Krankenhaus grundsätz-
lich verpflichtet, an der Aus- und Weiter-
bildung der Gesundheitsberufe mitzuwir-
ken. 

 (4) Mit der Aufnahme in den Kranken-
hausplan ist das Krankenhaus grundsätz-
lich verpflichtet, an der Aus- und Weiter-
bildung der Gesundheitsberufe mitzuwir-
ken. 
 

§ 2 
Krankenhausleistungen 

 § 2 
Krankenhausleistungen 

(1) Das Krankenhaus ist verpflichtet, ent-
sprechend seiner Aufgabenstellung nach 
den durch Bescheid gemäß § 14 getroffe-
nen Feststellungen im Krankenhausplan 
alle, die seine Leistungen benötigen, nach 
Art und Schwere der Erkrankungen zu 
versorgen. Notfallpatientinnen und -
patienten haben Vorrang. Die stationäre 
psychiatrische Versorgung schließt die 
Pflichtversorgung nach dem Gesetz über 
Hilfen und Schutzmaßnahmen bei psychi-
schen Krankheiten (PsychKG) vom 17. 
Dezember 1999 (GV. NRW. S. 662) in der 
jeweils geltenden Fassung ein. Zu den 
Krankenhausleistungen nach Satz 1 zäh-
len auch die festgestellten stationären An-
gebote der besonderen Therapierichtun-
gen und die aktive Mitwirkung bei der Or-
ganspende. 

 (1) Das Krankenhaus ist verpflichtet, ent-
sprechend seiner Aufgabenstellung nach 
den durch Bescheid gemäß § 18 getroffe-
nen Feststellungen im Krankenhausplan 
alle, die seine Leistungen benötigen, nach 
Art und Schwere der Erkrankungen zu 
versorgen. Notfallpatientinnen und -
patienten haben Vorrang. Die stationäre 
psychiatrische Versorgung schließt die 
Pflichtversorgung nach dem Gesetz über 
Hilfen und Schutzmaßnahmen bei psychi-
schen Krankheiten (PsychKG) vom 2. De-
zember 1969 (GV. NRW. S. 872) in der 
jeweils geltenden Fassung ein. Zu den 
Krankenhausleistungen nach Satz 1 zäh-
len auch die festgestellten stationären An-
gebote der besonderen Therapierichtun-
gen. 

  (2) Privatstationen werden weder einge-
richtet noch betrieben. 

(2) Das Krankenhaus kann gegen ein min-
destens kostendeckendes Entgelt geson-
dert berechenbare Leistungen (Wahlleis-
tungen) erbringen, soweit dadurch die 
Gewährung der allgemeinen Kranken-
hausleistungen nicht beeinträchtigt wird. 
Besondere Verpflegung, besondere Un-
terbringung und der Abschluss eines ge-
sonderten ärztlichen Behandlungsvertra-

 (3) Das Krankenhaus kann gegen ein min-
destens kostendeckendes Entgelt geson-
dert berechenbare Leistungen (Wahlleis-
tungen) erbringen, soweit dadurch die 
Gewährung der allgemeinen Kranken-
hausleistungen nicht beeinträchtigt wird. 
Besondere Verpflegung, besondere Un-
terbringung und der Abschluß eines ge-
sonderten ärztlichen Behandlungsvertra-
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ges dürfen nicht voneinander abhängig 
gemacht werden. 

ges dürfen nicht voneinander abhängig 
gemacht werden 

  (4) Das Krankenhaus wirkt, soweit mög-
lich, auf ein Angebot nach § 13 Abs. 2 
Schwangerschaftskonfliktgesetz -SchKG- 
vom 27. Juli 1992 (BGBl. I S. 1398), ge-
ändert durch Gesetz vom 21. August 1995 
(BGBl.I S. 1050), hin. 

   

§ 3 
Pflege und Betreuung der Patientinnen 
und Patienten, Nichtraucherschutz 

 § 3 
Pflege und Betreuung der Patientinnen 
und Patienten 

(1) Pflege, Betreuung und Behandlung 
sowie die gesamten Betriebsabläufe des 
Krankenhauses sind den Bedürfnissen 
nach Schonung und Ruhe der Patientin-
nen und Patienten anzupassen und an-
gemessen zu gestalten.  

 (1) Pflege und Betreuung der Patientinnen 
und Patienten sind ebenso wie die Be-
handlung patientenfreundlich zu gestalten. 
Dabei ist insbesondere ihren Bedürfnissen 
nach Schonung und Ruhe Rechnung zu 
tragen.  Ausbildungs- und Weiterbildungs-
aufgaben des Krankenhauses, die eine 
Beteiligung von Patientinnen und Patien-
ten erfordern, sind mit der gebotenen 
Rücksicht auf diese durchzuführen.  Dies 
gilt auch für die übrigen Betriebsabläufe. 

  (2) Für alle Patientinnen und Patienten 
sind vom Krankenhaus angemessene Be-
suchszeiten einzuräumen, die nicht von 
der Inanspruchnahme von Wahlleistungen 
abhängig gemacht werden dürfen. 

(2) In Krankenhäusern gilt ein grundsätzli-
ches Rauchverbot. Ausnahmen vom all-
gemeinen Rauchverbot können für solche 
Personen zugelassen werden, die sich in 
palliativmedizinischer oder psychiatrischer 
Behandlung befinden oder bei denen die 
Untersagung des Rauchens dem Thera-
pieziel entgegen steht. Die Entscheidung, 
ob im Einzelfall das Rauchen erlaubt wer-
den soll, trifft die behandelnde Ärztin oder 
der behandelnde Arzt. Soweit der Kran-
kenhausträger für die in Satz 2 genannten 
Patientinnen und Patienten entsprechen-
de Räumlichkeiten zur Verfügung stellt, 
sollen diese so gelegen und beschaffen 
sein, dass sie dem Nichtraucherschutz 
nicht zuwiderlaufen. 

  

(3) Die Würde sterbender Patientinnen 
und Patienten ist besonders zu beachten. 
Sie ist über den Tod hinaus zu wahren. 
Hinterbliebene sollen angemessen Ab-
schied nehmen können. 

 (3) Die Würde sterbender Patientinnen 
und Patienten ist besonders zu beachten. 
Sie ist über den Tod hinaus zu wahren. 
Hinterbliebene sollen angemessen Ab-
schied nehmen können. 
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§ 4 
Kind im Krankenhaus 

 § 4 
Kind im Krankenhaus 

(1) Den Belangen kranker Kinder mit ih-
rem Bedürfnis nach besonderer Zuwen-
dung ist in Abstimmung mit den Sorgebe-
rechtigten soweit wie möglich Rechnung 
zu tragen. Das Krankenhaus hat im Rah-
men seiner Möglichkeiten bei Kindern eine 
Begleitperson aufzunehmen. 

 (1) Die besonderen Belange kranker Kin-
der sind zu berücksichtigen. Ihrem Be-
dürfnis nach besonderer Zuwendung ist in 
Abstimmung mit den Sorgeberechtigten 
soweit wie möglich Rechnung zu tragen. 
 
(2) Das Krankenhaus hat im Rahmen sei-
ner Möglichkeiten bei Kindern eine Be-
gleitperson aufzunehmen. 

(2) Das Krankenhaus unterstützt in Zu-
sammenarbeit mit dem örtlichen Schulträ-
ger die schulische Betreuung von Kindern, 
die über längere Zeit im Krankenhaus be-
handelt werden. 

 (3) Das Krankenhaus unterstützt in Zu-
sammenarbeit mit dem örtlichen Schulträ-
ger die schulische Betreuung von Kindern, 
die über längere Zeit im Krankenhaus be-
handelt werden. 

   

§ 5 
Patientenbeschwerdestellen, Sozialer 
Dienst, Patientenberatung, Patienten-
seelsorge 

 § 5 
Patientenbeschwerdestellen 

(1) Der Krankenhausträger trifft Vorkeh-
rungen für die Entgegennahme und Bear-
beitung von Patientenbeschwerden durch 
eine unabhängige Stelle, die mit allgemein 
anerkannten Einrichtungen der Gesund-
heitsvorsorge und des Patientenschutzes 
sowie der Selbsthilfe eng zusammenarbei-
ten soll. 

 Der Krankenhausträger trifft Vorkehrungen 
für die Entgegennahme und Bearbeitung 
von Patientenbeschwerden durch eine 
unabhängige Stelle, die mit allgemein an-
erkannten Einrichtungen der Gesund-
heitsvorsorge und des Patientenschutzes 
sowie der Selbsthilfe eng zusammenarbei-
ten soll. 

  § 6 
Patientenberatung, Patientenseelsorge, 
Überleitungen aus dem Krankenhaus, 
Sozialer Dienst 

(2) Das Krankenhaus hat einen sozialen 
Dienst sicherzustellen und die Patientin-
nen und Patienten darüber zu informieren. 
Der soziale Dienst hat die Aufgabe, die 
Patientinnen und Patienten in sozialen 
Fragen zu beraten und Hilfen nach den 
Sozialgesetzbüchern zu vermitteln.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 (1) Das Krankenhaus hat einen sozialen 
Dienst sicherzustellen und die Patientin-
nen und Patienten darüber zu informieren. 
Der soziale Dienst hat die Aufgabe, die 
ärztliche und pflegerische Versorgung der 
Patientinnen und Patienten im Kranken-
haus zu ergänzen, sie in sozialen Fragen 
zu beraten und Hilfen nach den Sozialge-
setzbüchern V und XI (SGB V und SGB 
XI), die sich an die Entlassung aus dem 
Krankenhaus anschließen, insbesondere 
Rehabilitationsmaßnahmen und Maßnah-
men der Übergangs- und Anschlußpflege 
zu vermitteln. Der soziale Dienst berück-
sichtigt die Ergebnisse der Gesundheits-
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(3) Die Patientinnen und Patienten haben 
ein Recht auf seelsorgerische Betreuung 
im Krankenhaus. 

konferenzen nach § 24 und § 26 des Ge-
setzes über den öffentlichen Gesund-
heitsdienst (ÖGDG) vom 25. November 
1997 (GV. NRW. S. 430) sowie der kom-
munalen Pflegekonferenzen nach § 5 des 
Landespflegegesetzes - PfG NW - vom 
19. März 1996 (GV. NRW. S. 137). Er ar-
beitet mit zugelassenen Pflegediensten, 
mit Pflegeeinrichtungen sowie den Ge-
meinden und Gemeindeverbänden eng 
zusammen. 
 
(2) Die Patientinnen und Patienten haben  
ein Recht auf seelsorgerische Betreuung 
im Krankenhaus. 
 
(3) Sozialer Dienst und Krankenhausseel-
sorge werden auf Wunsch der Patientin 
und des Patienten tätig. 

   

  § 7 
Qualitätssicherung 

  Die Krankenhäuser gewährleisten die in-
terne Qualitätssicherung, insbesondere 
der Behandlung, der Behandlungsergeb-
nisse und der Versorgungsabläufe. Dar-
über hinaus erfüllen sie die ihnen oblie-
genden Aufgaben der externen Qualitäts-
sicherung nach Maßgabe der Festlegun-
gen der auf Grund von Bundes- und Lan-
desrecht an der Qualitätssicherung Betei-
ligten. 

   

§ 6 
Krankenhaushygiene 

 § 8 
Krankenhaushygiene 

(1) Das Krankenhaus hat die erforderli-
chen Maßnahmen zur Erkennung, Verhü-
tung und Bekämpfung von Krankenhaus-
infektionen zu treffen. 

 (1) Das Krankenhaus hat die erforderli-
chen Maßnahmen zur Erkennung, Verhü-
tung und Bekämpfung von Krankenhaus-
infektionen zu treffen. 

(2) Das zuständige Ministerium wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung 

 (2) Das zuständige Ministerium wird er-
 mächtigt, durch Rechtsverordnung 

1.  Maßnahmen zur Erfassung und Be-
kämpfung von Krankenhausinfektio-
nen, 

 1.  Maßnahmen zur Erfassung von Kran-
 kenhausinfektionen, 

  2.  Aufgaben, Bildung und Zusammen-
setzung einer Hygienekommission, 
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2.  Beschäftigung, Tätigkeitsfeld und 
Weiterbildung von Hygienefachkräften

 3.  Beschäftigung, Tätigkeitsfeld und 
Weiterbildung von Hygienefachkräf-
ten 

im Einzelnen zu regeln.  im Einzelnen zu regeln. 

   

  § 9  
Arzneimittelkommission 

  (1) Jedes Krankenhaus hat eine Arznei-
mittelkommission zu bilden. Krankenhäu-
ser eines Trägers oder Krankenhäuser, 
zwischen denen ein Versorgungsvertrag 
im Sinne des § 14 des Gesetzes über das 
Apothekenwesen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 15. Oktober 1980 
(BGBl. I S. 1993) in der jeweils geltenden 
Fassung besteht, können auch eine ge-
meinsame Arzneimittelkommission bilden. 

  (2) Die Arzneimittelkommission hat die 
Aufgabe, 

  1. die im Krankenhaus üblicherweise zu 
verwendenden Arzneimittel unter be-
sonderer Berücksichtigung ihrer Quali-
tät und Preiswürdigkeit sowie der Auf-
gabenstellung des Krankenhauses 
aufzulisten (Arzneimittelliste), 

  2.  die Ärztinnen und Ärzte in Fragen der 
Arzneimittelversorgung und bei Ver-
dacht auf durch Arzneimittel verur-
sachte Erkrankungen zu informieren, 
zu beraten, sowie 

  3.  durch Beratung an der Arzneimittelbe-
vorratung für Großschadensereignisse 
mitzuwirken. 

  (3) Die Arzneimittelliste nach Absatz 2 Nr. 
1 ist von den im Krankenhaus tätigen Ärz-
tinnen und Ärzten zu berücksichtigen. 

  (4) Die Arzneimittelkommission ist über al-
le im Krankenhaus zur Anwendung kom-
menden Arzneimittel, die nicht in der Arz-
neimittelliste enthalten sind, zu informie-
ren. Sie ist vor der Durchführung klinischer 
Prüfungen von Arzneimitteln zu unterrich-
ten. Nebenwirkungen von Arzneimitteln, 
die nach Art und Umfang über das be-
kannte Maß hinausgehen, sind der Arz-
neimittelkommission unverzüglich mitzu-
teilen.  
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§ 7 
Zusammenarbeit der Krankenhäuser 

 § 10 
Zusammenarbeit der Krankenhäuser 

(1) Die Krankenhäuser sind entsprechend 
ihrer Aufgabenstellung nach dem Be-
scheid nach § 14 zur Zusammenarbeit un-
tereinander und mit den niedergelassenen 
Ärztinnen und Ärzten, dem öffentlichen 
Gesundheitsdienst, dem Rettungsdienst, 
den für die Bewältigung von Großscha-
densereignissen zuständigen Behörden, 
den sonstigen Einrichtungen des Gesund-
heits- und Sozialwesens, den Selbsthilfe-
organisationen und den Krankenkassen 
verpflichtet. Über die Zusammenarbeit 
sind Vereinbarungen zu treffen. Die an der 
Krankenhausversorgung Beteiligten unter-
richten sich gegenseitig. Die Krankenhäu-
ser mit Intensiv- und Beatmungsbetten 
treffen mit der Koordinierungsstelle gemäß 
§ 11 Transplantationsgesetz vom 5. No-
vember 1997 (BGBl. I S. 2631) in der je-
weils geltenden Fassung eine verbindliche 
Vereinbarung über Art und Umfang der 
Zusammenarbeit bei Organentnahmen. 

 (1) Die Krankenhäuser sind entsprechend 
ihrer Aufgabenstellung nach dem Be-
scheid nach § 18 zur Zusammenarbeit un-
tereinander und mit den niedergelassenen 
Ärztinnen und Ärzten, dem öffentlichen 
Gesundheitsdienst, dem Rettungsdienst, 
den für die Bewältigung von Großscha-
densereignissen zuständigen Behörden, 
den sonstigen Einrichtungen des Gesund-
heits- und Sozialwesens, den Selbsthilfe-
organisationen und den Krankenkassen 
verpflichtet. Über die Zusammenarbeit 
sind Vereinbarungen zu treffen.  Die in § 1 
Abs. 2 Sätze 2 und 3 Genannten unter-
richten sich gegenseitig. 
 
(2) Die Zusammenarbeit der Krankenhäu-
ser untereinander und mit Einrichtungen 
des Gesundheits- und Sozialwesens dient 
insbesondere dem Ziel der Verzahnung 
von stationärer, teilstationärer und ambu-
lanter Versorgung 

(2) Der Zusammenschluss zu Versor-
gungseinheiten auf dem Gebiet des Ge-
sundheits- und Sozialwesens ist zur Stei-
gerung der Wirtschaftlichkeit und Leis-
tungsfähigkeit zulässig. Die Abläufe des 
Krankenhausbetriebes dürfen nicht beein-
trächtigt werden. Die Finanzierungsver-
pflichtungen ergeben sich grundsätzlich 
aus dem Anteil der Nutzung der Versor-
gungseinheiten. 

 (3) Der Zusammenschluß zu Versor-
gungseinheiten auf dem Gebiet des Ge-
sundheits- und Sozialwesens ist zur Stei-
gerung der Wirtschaftlichkeit und Leis-
tungsfähigkeit grundsätzlich zulässig. Die 
Abläufe des Krankenhausbetriebes dürfen 
nicht beeinträchtigt werden. Die Finanzie-
rungsverpflichtungen ergeben sich grund-
sätzlich aus dem Anteil der Nutzung der 
Versorgungseinheiten. 

§ 8 
Zentraler Bettennachweis, Großscha-
densereignisse 

 § 11 
Zentraler Bettennachweis, Großscha-
densereignisse 

(1) Das Krankenhaus ist verpflichtet, dem 
Zentralen Krankenbettennachweis bei den 
kreisfreien Städten und Kreisen nach § 8 
Abs. 3 Rettungsgesetz NRW vom 24. No-
vember 1992 (GV.NRW. S. 458) in der je-
weils geltenden Fassung die erforderli-
chen Angaben zu machen, insbesondere 
die Aufnahmebereitschaft und die Zahl der 
freien Betten, gegliedert nach Abteilun-
gen, zu melden. Das Recht der Patientin-
nen und Patienten auf freie Kranken-
hauswahl bleibt unberührt. 
 

 (1) Das Krankenhaus ist verpflichtet, dem 
Zentralen Krankenbettennachweis bei den 
kreisfreien Städten und Kreisen nach § 8 
Abs. 3 des Gesetzes über den Rettungs-
dienst sowie die Notfallrettung und den 
Krankentransport durch Unternehmer 
(RettG) vom 24. November 1992 
(GV.NRW. S. 458) in der jeweils gelten-
den Fassung die erforderlichen Angaben 
zu machen, insbesondere die Aufnahme-
bereitschaft und die Zahl der freien Betten, 
gegliedert nach Abteilungen, zu melden. 
Das Recht der Patientinnen und Patienten 
auf freie Krankenhauswahl bleibt unbe-
rührt. 
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(2) Das Krankenhaus ist verpflichtet, an 
der Bewältigung von Großschadensereig-
nissen mitzuwirken. Es stellt Einsatz- und 
Alarmpläne auf, stimmt sie mit der zustän-
digen Behörde ab und erprobt sie in an-
gemessenen Abständen. 

 (2) Das Krankenhaus ist verpflichtet, an 
der Bewältigung von Großschadensereig-
nissen mitzuwirken. Es stellt Einsatz- und 
Alarmpläne auf und stimmt sie mit der zu-
ständigen Behörde ab. 

(3) Das zuständige Ministerium wird er-
mächtigt, Näheres zur Arzneimittelbevor-
ratung, der Finanzierung, Art und Größe 
der für die Arzneimittelbevorratung geeig-
neten Krankenhäuser, den Umgang mit 
Arzneimitteln sowie die Zugriffsrechte des 
Einsatzpersonals bei Großschadensereig-
nissen im Einvernehmen mit den für Inne-
re Angelegenheiten und für Wissenschaft 
und Forschung zuständigen Ministerien 
durch Rechtsverordnung zu regeln. Im 
Rahmen der Planung zur Bewältigung von 
Großschadensereignissen unterstützen 
nach Satz 1 ausgewählte Krankenhäuser 
die zuständigen Behörden bei der Bevor-
ratung mit Sanitätsmaterial und Arzneimit-
teln, indem sie von diesen beschaffte Be-
stände in den Versorgungskreislauf des 
Krankenhauses aufnehmen. 
 

 (3) Im Rahmen der Planung zur Bewälti-
gung von Großschadensereignissen un-
terstützen nach Absatz 4 ausgewählte 
Krankenhäuser die zuständigen Behörden 
bei der Bevorratung mit Sanitätsmaterial 
und Arzneimitteln, indem sie von diesen 
beschaffte Bestände in den Versorgungs-
kreislauf des Krankenhauses aufnehmen. 
 
(4) Das zuständige Ministerium wird er-
mächtigt, Näheres zur Arzneimittelbevor-
ratung, der Finanzierung, Art und Größe 
der für die Arzneimittelbevorratung geeig-
neten Krankenhäuser, den Umgang mit 
Arzneimitteln sowie die Zugriffsrechte des 
Einsatzpersonals bei Großschadensereig-
nissen im Einvernehmen mit den für Inne-
re Angelegenheiten und für Wissenschaft 
und Forschung zuständigen Ministerien 
durch Rechtsverordnung zu regeln. 

   

§ 9 
Rechtsaufsicht 

 § 12 
Rechtsaufsicht 

(1) Krankenhäuser und ihre gemeinschaft-
lichen Einrichtungen sowie die mit den 
Krankenhäusern notwendigerweise ver-
bundenen Ausbildungsstätten gem. § 2 
Nr. 1a  Krankenhausfinanzierungsgesetz 
(KHG) vom 10. April 1991 (BGBl. I S. 886) 
in der jeweils geltenden Fassung unterlie-
gen der Rechtsaufsicht. 

 (1) Krankenhäuser und ihre gemeinschaft-
lichen Einrichtungen unterliegen der 
Rechtsaufsicht. 

(2) Die Aufsicht erstreckt sich auf die Be-
achtung der für die in Absatz 1 genannten 
Einrichtungen geltenden Vorschriften Die 
Vorschriften über die Aufsicht über die 
Gemeinden und Gemeindeverbände, die 
Universitätskliniken sowie über die Kran-
kenhäuser im Straf- oder Maßregelvollzug 
bleiben unberührt. 

 (2) Die Aufsicht erstreckt sich auf die Be-
achtung der für Krankenhäuser geltenden 
Vorschriften, insbesondere dieses Geset-
zes, des Krankenhausfinanzierungsgeset-
zes - KHG - , der Bundespflegesatzver-
ordnung, der Krankenhausbauverordnung 
und des Transplantationsgesetzes. Die 
Vorschriften über die allgemeine Aufsicht 
über die Gemeinden und Gemeindever-
bände, die medizinischen Einrichtungen 
der Hochschulen des Landes sowie über 
die Krankenhäuser im Straf- oder Maßre-
gelvollzug bleiben unberührt. 
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(3) Die in Absatz 1 genannten Einrichtun-
gen sowie die Einrichtungen nach § 7 
Abs. 2 sind verpflichtet, der zuständigen 
Aufsichtsbehörde die für die Durchführung 
der Aufsicht erforderlichen Auskünfte zu 
erteilen und deren Beauftragten Zutritt zu 
gewähren. Bei Gefahr im Verzug ist der 
Zutritt jederzeit zu gestatten. Insoweit wird 
das Grundrecht der Unverletzlichkeit der 
Wohnung (Artikel 13 Abs. 1 des Grundge-
setzes) eingeschränkt. 

 (3) Die Krankenhäuser, ihre gemeinschaft-
lichen Einrichtungen und die Einrichtun-
gen nach § 10 Abs. 3 sind verpflichtet, der 
zuständigen Aufsichtsbehörde die für die 
Durchführung der Aufsicht erforderlichen 
Auskünfte zu erteilen und deren Beauf-
tragten Zutritt zu gewähren. Bei Gefahr im 
Verzug ist der Zutritt jederzeit zu gestat-
ten. Insoweit wird das Grundrecht der Un-
verletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 
Abs. 1 des Grundgesetzes) eingeschränkt.

(4) Es sind 
untere Aufsichtsbehörde 
die kreisfreie Stadt und der Kreis, 
obere Aufsichtsbehörde 
die Bezirksregierung, 
oberste Aufsichtsbehörde , 
das zuständige Ministerium. 

 (4) Es sind 
untere Aufsichtsbehörde  
die kreisfreie Stadt und der Kreis, 
obere Aufsichtsbehörde 
die Bezirksregierung, 
oberste Aufsichtsbehörde  
das zuständige Ministerium. 

   

Abschnitt II 
Planung 

 Abschnitt II 
Planung 

   

§ 10 
Krankenhausplan 

 § 13 
Krankenhausplan 

(1) Das zuständige Ministerium stellt einen 
Krankenhausplan gemäß § 6 KHG auf 
und schreibt ihn fort. Der Krankenhaus-
plan wird regelmäßig im Internet veröffent-
licht. 

 (1) Das zuständige Ministerium stellt einen 
Krankenhausplan gemäß § 6 KHG auf und 
schreibt ihn fort.  

(2) Der Krankenhausplan weist den Stand 
und die vorgesehene Entwicklung der für 
eine ortsnahe, bedarfsgerechte, leistungs-
fähige und wirtschaftliche Versorgung der 
Bevölkerung erforderlichen Krankenhäu-
ser und Ausbildungsstätten gemäß § 2 Nr. 
1a KHG aus. Er berücksichtigt die Versor-
gungsangebote benachbarter Länder, die 
Vielfalt der Krankenhausträger nach § 1 
Abs. 2 Satz 1 KHG und besteht aus 

 (2) Der Krankenhausplan weist den Stand 
und die vorgesehene Entwicklung der für 
eine ortsnahe, bedarfsgerechte, leistungs-
fähige und wirtschaftliche Versorgung der 
Bevölkerung erforderlichen Krankenhäu-
ser und Ausbildungsstätten gemäß § 2 Nr. 
1 a KHG aus. Er besteht aus 

1. den Rahmenvorgaben und  1.  den Rahmenvorgaben 

 
 
2.  den regionalen Planungskonzepten. 

 2. den Schwerpunktfestlegungen 
und  
3.  den regionalen Planungskonzepten. 

Die Fortschreibung des Krankenhausplans 
erfolgt durch Änderung der Rahmenvor-
gaben und der regionalen Planungskon-
zepte. Die Änderungen nach Satz 2 Nr. 2 
sind durch Bescheid nach § 14 festzustel-
len. Im Krankenhausplan im Ist anerkann-

 Die Fortschreibung des Krankenhausplans 
erfolgt durch Änderung der Rahmenvor-
gaben, der Schwerpunktfestlegungen und 
der regionalen Planungskonzepte. Die 
Änderungen nach Satz 2 Nrn. 2 und 3 sind 
durch Bescheid nach § 18 festzustellen. 
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te Betten zur stationären Versorgung sind 
Planbetten. Anerkannte Plätze zur teilsta-
tionären Versorgung sind Behandlungs-
plätze. 

Im Krankenhausplan im Ist anerkannte 
Betten zur stationären Versorgung sind 
Planbetten.  Anerkannte Plätze zur teilsta-
tionären Versorgung sind Behandlungs-
plätze. 

  (3) Der Krankenhausplan wird alle zwei 
Jahre im Ministerialblatt veröffentlicht. 

  (4) In den Versorgungsgebieten ist die 
notwendige abgestufte Versorgung mit 
ortsnahen, leistungsfähigen und bedarfs-
gerechten Krankenhäusern zu gewährleis-
ten. Die Angebote benachbarter Versor-
gungsgebiete auch außerhalb des Landes 
Nordrhein-Westfalen sind zu berücksichti-
gen; dies gilt auch hinsichtlich der Vielfalt 
der Krankenhausträger nach § 1 Abs. 2 
Satz 1 KHG. 

(3) Die Universitätskliniken sowie die in 
§ 3 Nrn. 1 und 4 KHG genannten Kran-
kenhäuser sind in die Krankenhauspla-
nung einzubeziehen, soweit sie der allge-
meinen Versorgung der Bevölkerung die-
nen. Die Festlegungen nach § 12 werden, 
soweit sie durch Bescheid nach § 14 fest-
gestellt sind, Bestandteil des Kranken-
hausplans. Die Aufgaben aus Forschung 
und Lehre sind zu berücksichtigen. 

 (5) Die Hochschulkliniken sowie die in § 3 
Nrn. 1 und 4 KHG genannten Kranken-
häuser sind in die Krankenhausplanung 
einzubeziehen, soweit sie der allgemeinen 
Versorgung der Bevölkerung dienen. Die 
Festlegungen nach § 15 und § 16 werden, 
soweit sie durch Bescheid nach § 18 fest-
gestellt sind, Bestandteil des Kranken-
hausplans. Die Aufgaben aus Forschung 
und Lehre sind zu berücksichtigen. 

   

§ 11 
Rahmenvorgaben 

 § 14 
Rahmenvorgaben 

(1) Die Rahmenvorgaben enthalten die 
Planungsgrundsätze und Vorgaben für die 
notwendigen aufeinander abzustimmen-
den Versorgungsangebote nach ihrer re-
gionalen Verteilung, Art, Zahl und Qualität. 
Sie sind Grundlage für die Festlegungen 
nach § 12. 

 (1) Die Rahmenvorgaben enthalten die 
Planungsgrundsätze, besondere und 
überregionale Aufgaben und Vorgaben für 
die notwendigen aufeinander abzustim-
menden Versorgungsangebote nach ihrer 
regionalen Verteilung, Art, Zahl und Quali-
tät. Sie sind Grundlage für die Festlegun-
gen nach § 15 und § 16. 

(2) Bei der Neuaufstellung und Fortschrei-
bung der Rahmenvorgaben ist der zu-
ständige Landtagsausschuss zu hören. 

 (2) Bei der Neuaufstellung und Fortschrei-
bung der Rahmenvorgaben ist der zu-
ständige Landtagsausschuss zu hören. 

  (3) Die Krankenhausträger sind verpflich-
tet, der zuständigen Behörde und den Ver-
handlungspartnern nach § 16 die durch-
schnittliche Auslastung ihrer Abteilungen 
anzuzeigen, wenn sie die in den Rahmen-
vorgaben festgelegte Regelauslastung in 
zwei aufeinander folgenden Kalenderjah-
ren um 10 Prozentpunkte unterschreiten.  
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  § 15 
Schwerpunktfestlegungen 

  (1) Besondere und überregionale Aufga-
ben sind den Schwerpunktfestlegungen 
des Landes vorbehalten. Sie werden in 
den Rahmenvorgaben benannt.  

  (2) Die Fortschreibung des Krankenhaus-
plans durch Schwerpunktfestlegungen 
kann sowohl auf Antrag eines Kranken-
hausträgers als auch auf Anregung der 
Verbände der Krankenkassen sowie von 
Amts wegen erfolgen. 

  (3) Wird der Krankenhausplan nach Ab-
satz 2 fortgeschrieben, ist wie folgt zu ver-
fahren: 

  1.  Die Beteiligten nach § 17 Abs. 2 und 
das betroffene Krankenhaus werden 
von der zuständigen Behörde gehört. 

  2.  Der Landesausschuss nach § 17 
Abs. 1 erörtert den Antrag. 

  3.  Die Änderung des Krankenhausplans 
erfolgt durch Bescheid der zuständi-
gen Behörde nach § 18. 

  (4) Soweit Krankenhäusern besondere 
Aufgaben zugeordnet werden, handelt es 
sich um allgemeine Krankenhausleistun-
gen dieser Krankenhäuser. Bei Aufgaben 
der Ausbildung muß die Finanzierung ge-
währleistet sein. 

   

§ 12 
Regionale Planungskonzepte 

 § 16 
Regionale Planungskonzepte 

(1) Auf der Grundlage der Rahmenvorga-
ben nach § 11 legt das zuständige Minis-
terium insbesondere Gebiete, Gesamt-
planbettenzahlen und Gesamtbehand-
lungsplatzkapazitäten abschließend fest. 
Hierzu erarbeiten die Krankenhausträger 
und die Verbände der Krankenkassen 
gemeinsam und gleichberechtigt ein regi-
onales Planungskonzept. § 213 Abs. 2 
Sozialgesetzbuch SGB Fünftes Buch (V) – 
Gesetzliche Krankenversicherung – vom 
20. Dezember 1988 (BGBl. I S. 2477) in 
der Fassung des Änderungsgesetzes vom 
22. Dezember 2005 (BGBl. I S. 3686) gilt 
für die Verbände der Krankenkassen ent-
sprechend. Die kommunale Gesundheits-
konferenz nach § 24 des Gesetzes über 

 (1) Auf der Grundlage der Rahmenvorga-
ben nach § 14 legt das zuständige Minis-
terium insbesondere Leistungsstrukturen, 
Planbettenzahlen und Behandlungsplätze 
abschließend fest. Hierzu legen die Kran-
kenhausträger und die Verbände der 
Krankenkassen ein von ihnen gemeinsam 
und gleichberechtigt erarbeitetes regiona-
les Planungskonzept zur Fortschreibung 
des Krankenhausplans vor.  § 213 Abs. 2 
SGB V gilt für die Verbände der Kranken-
kassen entsprechend. Die kommunale 
Gesundheitskonferenz nach § 24 ÖGDG 
kann eine Stellungnahme dazu abgeben. 
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den öffentlichen Gesundheitsdienst 
(ÖGDG) vom 25. November 1997 
(GV.NRW. S. 430) in der jeweils gelten-
den Fassung kann eine Stellungnahme 
dazu abgeben. 

(2) Zu Verhandlungen über ein regionales 
Planungskonzept können die Kranken-
hausträger, die Verbände der Kranken-
kassen und die zuständige Behörde auf-
fordern. Die Verhandlungen nach Satz 1 
sind innerhalb von einem Monat nach Auf-
forderung einzuleiten. Die Aufnahme der 
Verhandlungen ist der zuständigen Be-
hörde unverzüglich anzuzeigen. Die Ver-
handlungen sollen spätestens drei Monate 
nach ihrer Aufnahme abgeschlossen wer-
den. 

 (2) Zu Verhandlungen über ein regionales 
Planungskonzept können die Kranken-
hausträger, die Verbände der Kranken-
kassen und die zuständige Behörde auf-
fordern. Die Verhandlungen nach Satz 1 
sind innerhalb von drei Monaten nach Auf-
forderung einzuleiten. Die Aufnahme der 
Verhandlungen ist der zuständigen Be-
hörde anzuzeigen. Die Verhandlungen 
sind spätestens nach sechs Monaten ab-
zuschließen. 

(3) Die regionalen Planungskonzepte sind 
der zuständigen Behörde vorzulegen, die 
sie der unteren Gesundheitsbehörde zur 
Kenntnis gibt. Dem Antrag auf Fortschrei-
bung ist eine Dokumentation des Ver-
handlungsablaufs und der das Ergebnis 
tragenden Gründe beizufügen. Das zu-
ständige Ministerium prüft das regionale 
Planungskonzept rechtlich und inhaltlich. 
Soweit es Änderungen beabsichtigt, gibt 
es den Verhandlungspartnern Gelegenheit 
zur Stellungnahme. Ist die Schließung von 
Krankenhäusern oder bettenführenden 
Angeboten vorgesehen, gibt das zustän-
dige Ministerium auch der betroffenen 
Gemeinde Gelegenheit zur Stellungnah-
me. 

 (3) Die regionalen Planungskonzepte sind 
der zuständigen Behörde vorzulegen, die 
sie der unteren Gesundheitsbehörde zur 
Kenntnis gibt. Dem Antrag auf Fortschrei-
bung ist eine Dokumentation des Ver-
handlungsablaufs und der das Ergebnis 
tragenden Gründe beizufügen. Das zu-
ständige Ministerium prüft das regionale 
Planungskonzept rechtlich und inhaltlich. 
Soweit es Änderungen beabsichtigt, gibt 
es den Verhandlungspartnern Gelegenheit 
zur Stellungnahme. Ist die Schließung von 
Krankenhäusern oder Abteilungen vorge-
sehen, gibt das zuständige Ministerium 
auch der betroffenen Gemeinde Gelegen-
heit zur Stellungnahme. 

(4) Die Beteiligten nach § 13 und die be-
troffenen Krankenhäuser werden zu dem 
Konzept nach Absatz 1 von dem zustän-
digen Ministerium gehört. Werden im Ein-
vernehmen mit dem Krankenhausträger 
nicht bettenführende Angebote aufgege-
ben oder Gesamtbettenreduzierungen 
vorgenommen, muss der Änderung des 
Feststellungsbescheides grundsätzlich 
kein Anhörungsverfahren vorausgehen. 
Soweit regionale Planungskonzepte nicht 
vorgelegt werden, entscheidet das zu-
ständige Ministerium von Amts wegen 
nach Anhörung der Beteiligten nach § 13 
Abs. 1 und 2, wenn der Krankenhausplan 
fortgeschrieben werden soll. Absatz 3 
Satz 5 gilt entsprechend. 
 

 (4) Die Beteiligten nach § 17 und die be-
troffenen Krankenhäuser werden zu dem 
Konzept nach Absatz 1 von dem zustän-
digen Ministerium gehört. 
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(5) Die regionalen Planungskonzepte und 
Entscheidungen nach Absatz 4 werden 
durch Bescheid nach § 14 an den Kran-
kenhausträger Bestandteil des Kranken-
hausplans.  

 (5) Soweit regionale Planungskonzepte 
nicht vorgelegt werden, entscheidet das 
zuständige Ministerium von Amts wegen 
nach Anhörung der Beteiligten nach § 17 
Abs. 1 und 2, wenn der Krankenhausplan 
fortgeschrieben werden soll. Absatz 3 
Satz 5 gilt entsprechend. 

  (6) Die regionalen Planungskonzepte und 
Entscheidungen nach Absatz 5 werden 
durch Bescheid nach § 18 an den Kran-
kenhausträger Bestandteil des Kranken-
hausplans. Gegen diesen Bescheid ist für 
den betroffenen Krankenhausträger der 
Rechtsweg zu den Verwaltungsgerichten 
gegeben. 

   

§ 13 
Beteiligte an der Krankenhausversor-
gung 

 § 17 
Beteiligte an der Krankenhausversor-
gung 

(1) Den Landesausschuss bilden die un-
mittelbar Beteiligten: 

 (1) Dem Landesausschuss gehören als 
unmittelbar Beteiligte an: 

1. fünf von der Krankenhausgesellschaft 
Nordrhein-Westfalen, 

 1.  fünf von der Krankenhausgesellschaft 
 Nordrhein-Westfalen, 

2.  sechs von den Verbänden der Kran-
kenkassen, 

 2.  sechs von den Verbänden der Kran-
kenkassen, 

3.  drei von den kommunalen Spitzen-
 verbänden  

 3.  drei von den kommunalen Spitzenver-
bänden  

benannte Mitglieder,  benannte Mitglieder, 

4. ein von der Katholischen Kirche und 
 ein von den Evangelischen Landes-
 kirchen, 

 4.   ein von der Katholischen Kirche und 
ein  von den Evangelischen Landeskir-
chen, 

5.  ein von der Ärztekammer Nordrhein 
 und ein von der Ärztekammer West-
 falen-Lippe,  

  

6.  ein vom Landesausschuss des Ver-
 bandes der privaten Krankenversi-
 cherung, 

 5.  ein vom Landesausschuß des Verban-
 des der privaten Krankenversicherung,

7.  soweit psychiatrische Einrichtungen 
 betroffen sind, je ein von den beiden 
 Landschaftsverbänden   

 6.  soweit psychiatrische Einrichtungen 
betroffen sind, je ein von den beiden 
Landschaftsverbänden  

benanntes Mitglied.  benanntes Mitglied. 

 

(2) Weitere Beteiligte (mittelbar Beteiligte) 
sind: 

 (2) Weitere Beteiligte (mittelbar Beteiligte) 
sind: 

1.  die Spitzenverbände der freien  Wohl-
fahrtspflege in Nordrhein-Westfalen, 

 1.  die Spitzenverbände der freien Wohl-
 fahrtspflege in Nordrhein-Westfalen, 
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  2.  die Ärztekammern 

2.  die kreisfreien Städte und Kreise,  3.  die kreisfreien Städte und Kreise, 

3.  der Landesbezirk NRW der Gewerk-
 schaft ver.di, 

 4. der Landesverband der DAG, 

  5.  die Bezirksverwaltungen der Gewerk-
       schaft ÖTV,  

4.  der Landesverband Marburger  Bund,  6.  der Landesverband Marburger Bund, 

5.  die Kassenärztlichen Vereinigungen,  7.  die Kassenärztlichen Vereinigungen 

6.  die Dienstnehmervertretung Nord-
rhein-Westfalen der arbeitsrechtlichen 
Kommission des Deutschen Caritas-
verbandes, 

 8.  die Dienstnehmervertretung Nord-
rhein-Westfalen der arbeitsrechtlichen 
Kommission des Deutschen Caritas-
verbandes 

7.  der Verband der kirchlichen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter Rheinland-
Westfalen-Lippe. 

 9.  der Verband der kirchlichen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter Rheinland-
Westfalen-Lippe. 

(3)  Der Landesausschuss erarbeitet ins-
besondere die Empfehlungen, die zur 
Neuaufstellung, Fortschreibung und Um-
setzung der Rahmenvorgaben notwendig 
sind. Bei der Erarbeitung der Rahmenvor-
gaben und bei der Aufstellung des Investi-
tionsprogramms sind mit den Beteiligten 
nach Absatz 1 einvernehmliche Regelun-
gen anzustreben. Die Beteiligten nach 
Absatz 2 sind zu den Maßnahmen nach § 
12 und der Aufstellung des Investitions-
programms zu hören. Das zuständige Mi-
nisterium entscheidet abschließend. 
 

 (3) Der Landesausschuss erarbeitet ins-
besondere die Empfehlungen, die zur 
Neuaufstellung, Fortschreibung und Um-
setzung der Rahmenvorgaben und zu 
Schwerpunktfestlegungen notwendig sind. 
Er schlägt vor, welche Daten der zustän-
digen Behörde bis zum 1. September ei-
nes jeden Jahres von den Krankenhaus-
trägern vorzulegen sind und empfiehlt, 
welche der auf örtlicher Ebene vorhande-
nen Bedarfsabschätzungen und Pla-
nungsüberlegungen zu berücksichtigen 
sind. Er beschreibt ferner die Daten, die 
den Verhandlungspartnern zur Erarbei-
tung der regionalen Planungskonzepte 
nach § 16 vorliegen müssen. Bei der Er-
arbeitung der Rahmenvorgaben, der 
Schwerpunktfestlegungen und bei der 
Aufstellung des Investitionsprogramms 
sind mit den Beteiligten nach Absatz 1 
einvernehmliche Regelungen anzustre-
ben. Die Beteiligten nach Absatz 2 sind zu 
den Maßnahmen nach §§ 15, 16 und der 
Aufstellung des Investitionsprogramms zu 
hören. Das zuständige Ministerium ent-
scheidet abschließend. 

(4) Den Vorsitz im Landesausschuss und 
die Geschäfte des Landesausschusses 
führt das zuständige Ministerium. Der Lan-
desausschuss gibt sich eine Geschäfts-
ordnung.  
 

 (4) Den Vorsitz im Landesausschuss und 
die Geschäfte des Landesausschusses 
führt das zuständige Ministerium. Der Lan-
desausschuss gibt sich eine Geschäfts-
ordnung. Er kann Unterausschüsse bilden. 
Mitglieder der Unterausschüsse können 
auch mittelbar Beteiligte nach Absatz 2 
sein. 
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§ 14  
Feststellungen im Krankenhausplan 

 § 18  
Feststellungen im Krankenhausplan 

(1) Die Feststellungen über die Aufnahme 
oder Nichtaufnahme des Krankenhauses 
in den Krankenhausplan werden durch 
Bescheid der zuständigen Behörde getrof-
fen. Der Bescheid über die Aufnahme 
enthält mindestens 

 (1) Die Feststellungen über die Aufnahme 
oder Nichtaufnahme des Krankenhauses 
in den Krankenhausplan werden durch 
Bescheid der zuständigen Behörde getrof-
fen. Der Bescheid über die Aufnahme ent-
hält 

1. den Namen und den Standort des 
Krankenhauses und seiner Betriebs-
stellen, 

 1.  den Namen und den Standort des 
Krankenhauses und seiner Betriebs-
stellen, 

2.  die Bezeichnung, Rechtsform und 
den Sitz des Krankenhausträgers so-
wie den Eigentümer des Krankenhau-
ses, 

 2. die Bezeichnung, Rechtsform und 
den Sitz des Krankenhausträgers so-
wie den Eigentümer des Krankenhau-
ses, 

3.  die Nummer und das Datum der 
 Aufnahme in den Krankenhausplan, 

 3.  die Nummer und das Datum der 
Aufnahme in den Krankenhausplan, 

4.  das Versorgungsgebiet,  4.  das Versorgungsgebiet, 

5.  die Versorgungsregion für die psy-
 chiatrische Pflichtversorgung, 

 5.  die Versorgungsregion für die psy-
chiatrische Pflichtversorgung, 

6.  die Gesamtzahl der im Ist und Soll 
 anerkannten Planbetten,  

 6.  die Gesamtzahl der im Ist und Soll an-
erkannten Betten und Plätze; die Zahl 
der nicht förderfähigen Betten und 
Plätze kann nachrichtlich aufgenom-
men werden,  

7.  die Art der Abteilungen mit ihrer Plan-
bettenzahl und ihren Behandlungs-
plätzen sowie 

 7. die Zahl und die Art der Abteilungen 
mit ihrer Bettenzahl und ihren Plätzen, 

8.  die Ausbildungsstätten nach § 2 
 Nr. 1 a KHG.  

 8. die Ausbildungsstätten nach § 2 
 Nr. 1a KHG, 

  9.  die besonderen und überregionalen 
 Aufgaben sowie 

  10. die inhaltlichen und zeitlichen Be-
schränkungen und die dafür maßge-
benden Gründe. 

(2) Wenn Krankenhausträger ohne Zu-
stimmung der zuständigen Behörde von 
den Feststellungen nach Absatz 1 abwei-
chen oder planwidrige Versorgungsange-
bote an sich binden, kann das Kranken-
haus ganz oder teilweise aus dem Kran-
kenhausplan herausgenommen werden. 

 (2) Wenn Krankenhausträger ohne Zu-
stimmung der zuständigen Behörde von 
den Feststellungen nach Absatz 1 abwei-
chen oder planwidrige Versorgungsange-
bote an sich binden, kann das Kranken-
haus ganz oder teilweise aus dem Kran-
kenhausplan herausgenommen werden 

(3) Widerspruch und Anfechtungsklage ei-
nes Dritten gegen einen Feststellungsbe-
scheid haben keine aufschiebende Wir-
kung. 
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Abschnitt III 
Krankenhausförderung 

 Abschnitt III  
Krankenhausförderung 

   

§ 15  
Förderungsgrundsätze 

 § 19  
Förderungsgrundsätze 

(1) Investitionskosten von Krankenhäu-
sern werden nach dem Krankenhausfi-
nanzierungsgesetz und den Vorschriften 
dieses Abschnitts auf Antrag im Rahmen 
der zur Verfügung stehenden Haushalts-
mittel gefördert. Die Förderung wird durch 
Zuschüsse und Zuweisungen gewährt. 
Fördermittel dürfen nur nach Maßgabe 
des Bewilligungsbescheides verwendet 
werden. Die Gemeinden werden an den 
im Haushaltsplan des zuständigen Minis-
teriums veranschlagten Haushaltsbeträ-
gen der förderfähigen Investitionsmaß-
nahmen nach § 9 Abs. 1 KHG in Höhe 
von 40 vom Hundert beteiligt. Für die He-
ranziehung ist die Einwohnerzahl maßge-
bend. Eine Verrechnung mit Leistungen 
nach dem Gemeindefinanzierungsgesetz 
ist möglich. 

 (1) Investitionskosten von Krankenhäu-
sern werden nach dem Krankenhausfi-
nanzierungsgesetz und den Vorschriften 
dieses Abschnitts auf Antrag gefördert. 
Die Förderung wird durch Zuschüsse und 
Zuweisungen gewährt. Die Gemeinden 
werden an den im Haushaltsplan des zu-
ständigen Ministeriums veranschlagten 
Haushaltsbeträgen der förderfähigen In-
vestitionsmaßnahmen nach § 9 Abs. 1 
Krankenhausfinanzierungsgesetz in Höhe 
von 40 vom Hundert beteiligt. Für die He-
ranziehung ist die Einwohnerzahl maßge-
bend. Die Sätze 1 bis 4 gelten auch für 
notwendigerweise mit einem Krankenhaus 
verbundene Ausbildungsstätten (§ 2 Nr. 
1a KHG). Eine Verrechnung mit Leistun-
gen nach dem Gemeindefinanzierungsge-
setz ist möglich. 

(2) Krankenhäuser werden nicht gefördert, 
soweit für die Investitionen Versicherungs-
leistungen gewährt werden oder bei Ab-
schluss verkehrsüblicher Versicherungen 
hätten gewährt werden können. Das Glei-
che gilt, wenn eine Investitionsmaßnahme 
durch unterlassene Wartung und Instand-
haltung notwendig geworden ist. 

 (2) Krankenhäuser werden nicht gefördert, 
soweit für die Investitionen Versicherungs-
leistungen gewährt werden oder bei Ab-
schluss verkehrsüblicher Versicherungen 
hätten gewährt werden können. Das glei-
che gilt, wenn eine Investitionsmaßnahme 
durch unterlassene Wartung und Instand-
haltung notwendig geworden ist. 

  (3) Fördermittel dürfen nur nach Maßgabe 
des Bewilligungsbescheides und im Rah-
men der Aufgabenstellung des Kranken-
hauses nach den Feststellungen im Kran-
kenhausplan verwendet werden. 

  (4) Bei Krankenhäusern, die ohne Zu-
stimmung der zuständigen Behörde von 
den Feststellungen des Krankenhausplans 
abweichen oder durch Verträge planwidri-
ge Angebote an sich binden, können För-
derungen ganz oder teilweise versagt wer-
den. 

   

§ 16 
Investitionsprogramm 

 § 20 
Investitionsprogramm 

Zur Förderung des Krankenhausbaus 
stellt das zuständige Ministerium auf der 
Grundlage des Krankenhausplans ein In-

 Zur Förderung des Krankenhausbaus 
stellt das zuständige Ministerium auf der 
Grundlage des Krankenhausplans ein In-
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vestitionsprogramm gemäß §§ 6, 8 KHG 
auf. Darin wird die vorgesehene Verwen-
dung der in dem betreffenden Haushalts-
jahr zur Verfügung stehenden Fördermittel 
für Maßnahmen nach § 17 Abs. 1 Satz 1 
dargestellt. Die Feststellung der Aufnahme 
des Vorhabens in das Investitionspro-
gramm ist mit der schriftlichen Bewilligung 
der Fördermittel zu verbinden. Ein Rechts-
anspruch auf Förderung entsteht erst mit 
der schriftlichen Bewilligung der Förder-
mittel. 

vestitionsprogramm gemäß § 6 und § 8 
KHG auf. Darin wird die vorgesehene 
Verwendung der in dem betreffenden 
Haushaltsjahr zur Verfügung stehenden 
Fördermittel für Maßnahmen nach § 21 
Abs. 1 Nr. 1 dargestellt. Die Feststellung 
der Aufnahme des Vorhabens in das In-
vestitionsprogramm ist mit der schriftlichen 
Bewilligung der Fördermittel zu verbinden. 
Ein Rechtsanspruch auf Förderung ent-
steht erst mit der schriftlichen Bewilligung 
der Fördermittel. 

   

§ 17 
Einzelförderung 

 § 21 
Einzelförderung 

(1) Investitionskosten werden für die Er-
richtung von Krankenhäusern (Neubau, 
Umbau, Erweiterungsbau) einschließlich 
der Erstausstattung mit den für den Be-
trieb der Krankenhäuser im Rahmen ihrer 
Aufgabenstellung nach den Feststellun-
gen im Krankenhausplan notwendigen An-
lagegütern gefördert (Einzelförderung). 
Voraussetzung für die Bewilligung von 
Fördermitteln für Maßnahmen nach Satz 1 
ist die Aufnahme in ein Investitionspro-
gramm. Darüber hinaus setzt die Bewilli-
gung voraus, dass die Kosten für das ein-
zelne Vorhaben die Wertgrenze nach § 21 
Abs. 1 Nr. 3 übersteigen, die gesamte Fi-
nanzierung gesichert und mit der Maß-
nahme vor der Bewilligung oder einer 
schriftlichen Einwilligung des zuständigen 
Ministeriums nicht begonnen worden ist. 

 (1) Investitionskosten werden für 
1.  die Errichtung von Krankenhäusern 

(Neubau, Umbau, Erweiterungsbau) 
einschließlich der Erstausstattung mit 
den für den Betrieb der Krankenhäu-
ser im Rahmen ihrer Aufgabenstellung 
nach den Feststellungen im Kranken-
hausplan notwendigen Anlagegütern,  

2.  die Wiederbeschaffung von Anlagegü-
tern mit einer durchschnittlichen Nut-
zungsdauer von mehr als 15 Jahren,  

3.  die Ergänzung von Anlagegütern, die 
über die übliche Anpassung (§ 9 Abs. 
4 KHG) wesentlich hinausgeht,  

im Rahmen der zur Verfügung stehenden 
Haushaltsmittel gefördert (Einzelförde-
rung). 
 
(2) Voraussetzung für die Bewilligung von 
Fördermitteln für Maßnahmen nach Ab-
satz 1 Nr. 1 ist die Aufnahme in ein Inves-
titionsprogramm, für Maßnahmen nach 
Absatz 1 Nrn. 2 und 3 der Nachweis der 
Dringlichkeit und Notwendigkeit. Darüber 
hinaus setzt die Bewilligung voraus, dass 
die Kosten für das einzelne Vorhaben die 
Wertgrenze nach § 25 Abs. 1 Nr. 2 über-
steigen, die gesamte Finanzierung gesi-
chert und mit der Maßnahme vor der Be-
willigung oder einer schriftlichen Einwilli-
gung des zuständigen Ministeriums nicht 
begonnen worden ist. 

(2) Die Kosten für den Erwerb oder die 
Ausstattung bereits betriebener Kranken-
häuser sind nicht förderungsfähig. Wird 
ein Krankenhaus erstmals nach In-Kraft-
Treten dieses Gesetzes in den Kranken-

 (3) Die Kosten für den Erwerb oder die 
Ausstattung bereits betriebener Kranken-
häuser sind nicht förderungsfähig. 
 
(4) Wird ein Krankenhaus erstmals nach 
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hausplan aufgenommen, so werden nur 
die nach diesem Zeitpunkt entstehenden 
Investitionskosten gefördert. 

Inkrafttreten dieses Gesetzes in den Kran-
kenhausplan aufgenommen, so werden 
nur die nach diesem Zeitpunkt entstehen-
den Investitionskosten gefördert. 

(3) Der Landesrechnungshof ist berech-
tigt, die von den Krankenhausträgern zu 
erbringenden Nachweise, die für die Höhe 
der Fördermittel maßgebend sind, sowie 
die ordnungsgemäße Verwendung der 
Fördermittel an Ort und Stelle zu prüfen, 
die Unterlagen einzusehen und Auskünfte 
einzuholen. 

 (5) Der Landesrechnungshof ist berech-
tigt, die von den Krankenhausträgern zu 
erbringenden Nachweise, die für die Höhe 
der Fördermittel maßgebend sind, sowie 
die ordnungsgemäße Verwendung der 
Fördermittel an Ort und Stelle zu prüfen, 
die Unterlagen einzusehen und Auskünfte 
einzuholen. 

(4) Die Ausgliederung von Teilen eines 
Krankenhauses ist mit Erlaubnis der zu-
ständigen Behörde zulässig. Die anteili-
gen Fördermittel sind, soweit Investitionen 
nicht abgeschrieben oder Fördermittel 
nach § 21 nicht zweckentsprechend ver-
wendet worden sind, zurückzuerstatten. 
Die zuständige Behörde kann Abweichun-
gen zulassen. 

 (6) Die Ausgliederung von Teilen eines 
Krankenhauses ist mit Erlaubnis der zu-
ständigen Behörde zulässig. Die anteiligen 
Fördermittel sind, soweit Investitionen 
nicht abgeschrieben oder Fördermittel 
nach § 25 nicht zweckentsprechend ver-
wendet worden sind, grundsätzlich zu-
rückzuerstatten. Abweichende Vereinba-
rungen können nach § 25 Abs. 12 getrof-
fen werden. 

(5) Vermietungen von geförderten Räu-
men und deren Ausstattungen sind mit Er-
laubnis der zuständigen Behörde zulässig, 
soweit der Krankenhausbetrieb nicht be-
einträchtigt wird. Mieteinnahmen sind 
nach Abzug der anteiligen Betriebskosten 
den pauschalen Fördermitteln zuzuführen. 
 

 (7) Vermietungen von geförderten Räu-
men und deren Ausstattungen sind mit Er-
laubnis der zuständigen Behörde zulässig, 
soweit der Krankenhausbetrieb nicht be-
einträchtigt wird. Mieteinnahmen sind 
nach Abzug der anteiligen Betriebskosten 
grundsätzlich den pauschalen Fördermit-
teln zuzuführen. 

   
§ 18 
Umfang der Einzelförderung 

 § 22 
Umfang der Einzelförderung 

(1) Gefördert werden die Kosten, die für 
eine ausreichende und medizinisch 
zweckmäßige Versorgung nach den 
Grundsätzen von Sparsamkeit und Wirt-
schaftlichkeit erforderlich sind. 2Die Folge-
kosten, insbesondere die Auswirkungen 
auf die Pflegesätze und Entgelte, sind zu 
berücksichtigen. 

 (1) Gefördert werden die Kosten, die für 
eine ausreichende und medizinisch 
zweckmäßige Versorgung nach den 
Grundsätzen von Sparsamkeit und Wirt-
schaftlichkeit erforderlich sind. Die Folge-
kosten, insbesondere die Auswirkungen 
auf die Pflegesätze, sind zu berücksichti-
gen. 

(2) Die förderungsfähigen Kosten vermin-
dern sich, soweit darin die Wiederbeschaf-
fung kurzfristiger Anlagegüter enthalten 
ist, um die pauschalen Fördermittel, die 
dem Krankenhaus 

 (2) Die förderungsfähigen Kosten vermin-
dern sich, soweit darin die Wiederbeschaf-
fung kurzfristiger Anlagegüter enthalten 
ist, um die pauschalen Fördermittel, die 
dem Krankenhaus 

1. bis zur Erteilung des Bewilligungsbe-
scheides ausgezahlt, aber noch nicht 
zweckentsprechend verwendet wor-
den sind, 

 1.  bis zur Erteilung des Bewilligungsbe-
scheides ausgezahlt, aber noch nicht 
zweckentsprechend verwendet wor-
den sind, 
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2.  nach der Erteilung des Bewilligungs-
bescheides bis zur Inbetriebnahme der 
geförderten Baumaßnahme ausge-
zahlt werden, soweit sie nicht für un-
abweisbare Maßnahmen verwendet 
werden müssen. 

 2.  nach der Erteilung des Bewilligungs-
bescheides bis zur Inbetriebnahme 
der geförderten Baumaßnahme aus-
gezahlt werden, soweit sie nicht für 
unabweisbare Maßnahmen verwendet 
werden müssen. 

Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens 
sind zu übernehmen, soweit dies wirt-
schaftlich geboten und medizinisch ver-
tretbar ist. 

 Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens 
sind zu übernehmen, soweit dies wirt-
schaftlich geboten und medizinisch ver-
tretbar ist. 

   
§ 19 
Anlauf- und Umstellungskosten
sowie Grundstückskosten 

 § 23 
Anlauf- und Umstellungskosten 
sowie Grundstückskosten 

Anlauf- und Umstellungskosten (§ 9 Abs. 
2 Nr. 2 KHG) sind nur förderungsfähig, 
wenn sie mit einer nach § 17 geförderten 
Investition in Zusammenhang stehen und 
die Aufnahme oder Fortführung des Kran-
kenhausbetriebes deswegen gefährdet 
wäre, weil dem Krankenhausträger die 
Aufbringung der Mittel nicht zuzumuten ist. 
Der Förderungsantrag ist spätestens mit 
dem Antrag nach § 17 anzukündigen. 

 Anlauf- und Umstellungskosten (§ 9 Abs. 
2 Nr. 2 KHG) sind nur förderungsfähig, 
wenn sie mit einer nach § 21 geförderten 
Investition in Zusammenhang stehen und 
die Aufnahme der Fortführung des Kran-
kenhausbetriebes deswegen gefährdet 
wäre, weil dem Krankenhausträger die 
Aufbringung der Mittel nicht zuzumuten ist. 
Der Förderungsantrag ist spätestens mit 
dem Antrag nach § 21 anzukündigen.  

   
§ 20 
Bewilligung der Einzelförderung, Zu-
schussformen 

 § 24 
Bewilligung der Einzelförderung, Zu-
schussformen 

(1) Der Förderbetrag wird mit Zustimmung 
des Krankenhausträgers grundsätzlich als 
Festbetrag gewährt. Der Festbetrag ist so 
zu bemessen, dass die entstehenden för-
derungsfähigen Kosten unter Anwendung 
der Grundsätze des § 18 gedeckt werden. 
Eingesparte Fördermittel sind für andere 
Investitionen nach § 17 Abs. 1 oder § 21 
Abs. 1 zu verwenden. Mehrkosten müssen 
vom Krankenhaus getragen werden. För-
dermittel werden nur nachbewilligt, soweit 
Mehrkosten aufgrund nachträglicher un-
abweisbarer behördlicher Anordnungen 
erforderlich werden und der Krankenhaus-
träger die zuständige Behörde vor ihrem 
Entstehen unverzüglich unterrichtet hat. 
Der Verwendungsnachweis beschränkt 
sich auf den Nachweis, dass die Mittel für 
die geförderte Maßnahme, bei Unter-
schreiten des Festbetrages für weitere 
förderungsfähige Maßnahmen verwendet 
und diese funktionsfähig fertig gestellt 
worden sind. 

 (1) Bei der Bewilligung der Einzelförde-
rung wird der Förderbetrag mit Zustim-
mung des Krankenhausträgers als Festbe-
trag gemäß Absatz 2 festgelegt oder nach 
den anfallenden förderungsfähigen Kosten 
bemessen. 
 
(2) Der Festbetrag ist so zu bemessen, 
dass die entstehenden förderungsfähigen 
Kosten unter Anwendung der Grundsätze 
des § 22 gedeckt werden. Eingesparte 
Fördermittel sind für andere Investitionen 
nach § 21 Abs. 1 oder § 25 Abs. 1 zu ver-
wenden; § 32 gilt entsprechend. Mehrkos-
ten müssen vom Krankenhaus getragen 
werden. Fördermittel werden nur nachbe-
willigt, soweit Mehrkosten aufgrund nach-
träglicher unabweisbarer behördlicher An-
ordnungen erforderlich werden und der 
Krankenhausträger die zuständige Behör-
de vor ihrem Entstehen unverzüglich un-
terrichtet hat. Der Verwendungsnachweis 
beschränkt sich auf den Nachweis, dass 
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die Mittel für die geförderte Maßnahme, 
bei Unterschreiten des Festbetrages für 
weitere förderungsfähige Maßnahmen 
verwendet und diese funktionsfähig fertig-
gestellt worden sind. 
 

(2) In den übrigen Fällen richtet sich die 
Förderung nach den für die bewilligte In-
vestition entstehenden nachgewiesenen 
förderungsfähigen Kosten. Die Bewilligung 
legt die voraussichtliche Förderung auf der 
Grundlage der geprüften Kosten fest. Bei 
unvorhergesehenen außergewöhnlichen 
Kostensteigerungen kann die Bewilligung 
nachträglich eingeschränkt und insbeson-
dere bestimmt werden, dass die Kosten 
durch Verminderung des Umfangs der In-
vestition und durch sparsamere Ausfüh-
rung gesenkt werden.  Fördermittel kön-
nen nur nachbewilligt werden, soweit un-
abweisbare Mehrkosten nachgewiesen 
werden und das Krankenhaus die zustän-
dige Behörde vor ihrem Entstehen unver-
züglich unterrichtet hat. Mehrkosten, die 
durch eine Abweichung von der geneh-
migten Bauplanung bedingt sind, können 
von der Förderung ausgeschlossen wer-
den, wenn die zuständige Behörde in die 
Änderung nicht eingewilligt hat. Soweit 
Abweichungen unabweisbar sind, hat die 
zuständige Behörde sie zu genehmigen. 
Die Höhe der Förderung wird nach Vorla-
ge und Prüfung der Schlussabrechnung 
und des Verwendungsnachweises endgül-
tig festgesetzt. Übersteigen die aufgrund 
der Bewilligung ausgezahlten Fördermittel 
den endgültigen förderungsfähigen Be-
trag, ist der zu viel gezahlte Betrag zu er-
statten. 

 (3) In den übrigen Fällen richtet sich die 
Förderung nach den für die bewilligte In-
vestition entstehenden nachgewiesenen 
förderungsfähigen Kosten. Die Bewilligung 
legt die voraussichtliche Förderung auf der 
Grundlage der geprüften Kosten fest. Bei 
unvorhergesehenen außergewöhnlichen 
Kostensteigerungen kann die Bewilligung 
nachträglich eingeschränkt und insbeson-
dere bestimmt werden, dass die Kosten 
durch Verminderung des Umfangs der In-
vestition und durch sparsamere Ausfüh-
rung gesenkt werden. Fördermittel können 
nur nachbewilligt werden, soweit unab-
weisbare Mehrkosten nachgewiesen wer-
den und das Krankenhaus die zuständige 
Behörde vor ihrem Entstehen unverzüglich 
unterrichtet hat. Mehrkosten, die durch ei-
ne Abweichung von der genehmigten 
Bauplanung bedingt sind, können von der 
Förderung ausgeschlossen werden, wenn 
die zuständige Behörde in die Änderung 
nicht eingewilligt hat. Soweit Abweichun-
gen unabweisbar sind, hat die zuständige 
Behörde sie zu genehmigen. Die Höhe der 
Förderung wird nach Vorlage und Prüfung 
der Schlussabrechnung und des Verwen-
dungsnachweises endgültig festgesetzt. 
Übersteigen die aufgrund der Bewilligung 
ausgezahlten Fördermittel den endgülti-
gen förderungsfähigen Betrag, ist der zu 
viel gezahlte Betrag zu erstatten. 

(3) Die Fördermittel sind über ein beson-
deres Bauabrechnungskonto abzuwickeln. 

 (4) Die Fördermittel sind über ein beson-
deres Bauabrechnungskonto abzuwickeln. 
Zinserträge und sonstige Nutzungen wer-
den auf die bewilligten Mittel angerechnet. 

(4) Die Bewilligung kann mit Nebenbe-
stimmungen versehen werden, die zur 
Verwirklichung des Gesetzeszwecks, ins-
besondere der Grundsätze von Wirtschaft-
lichkeit und Sparsamkeit und zur Errei-
chung der Ziele des Krankenhausplans, 
erforderlich sind. 

 (5) Die Bewilligung kann mit Nebenbe-
stimmungen versehen werden, die zur 
Verwirklichung des Gesetzeszwecks, ins-
besondere der Grundsätze von Wirtschaft-
lichkeit und Sparsamkeit und zur Errei-
chung der Ziele des Krankenhausplans, 
erforderlich sind. 
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(5) Widerspruch und Anfechtungsklage ei-
nes Dritten gegen einen Bewilligungsbe-
scheid haben keine aufschiebende Wir-
kung. 
 

   
§ 21 
Pauschale Förderung 
 

 § 25 
Pauschale Förderung 

(1) Durch jährliche Pauschalbeträge wer-
den gefördert 

 (1) Durch feste jährliche Beträge (Jahres-
pauschalen) werden gefördert: 

1.  die Wiederbeschaffung von Anlage-
gütern mit einer durchschnittlichen 
Nutzungsdauer von mehr als drei bis 
zu 15 Jahren (kurzfristige Anlagegü-
ter), 

 1.  die Wiederbeschaffung von Anlagegü-
tern mit einer durchschnittlichen Nut-
zungsdauer von mehr als drei bis zu 
15 Jahren (kurzfristige Anlagegüter), 

  2.  sonstige nach § 21 förderungsfähige 
Investitionen, wenn die veranschlag-
ten Kosten für das einzelne Vorhaben 
bei Krankenhäusern der  
ersten Anforderungsstufe 28 170 Euro 
zweiten Anforderungsstufe 42 280 Eu-
ro  
dritten Anforderungsstufe 56 360 Euro 
und der 
vierten Anforderungsstufe 74 140 Euro 
ohne Mehrwertsteuer nicht überstei-
gen. 

2.  die nicht zur Instandhaltung gehören-
de Erhaltung, Wiederherstellung und 
Verbesserung von Einrichtungs- und 
Ausstattungsgegenständen mit einer 
durchschnittlichen Nutzungsdauer 
entsprechend Nummer 1, 

 Zur Wiederbeschaffung gehören auch die 
Kosten der Erhaltung oder Wiederherstel-
lung von Anlagegütern, soweit diese Kos-
ten nicht im Pflegesatz zu berücksichtigen 
sind. Satz 1 Nr. 2 findet auch dann An-
wendung, wenn die Wertgrenze nachträg-
lich überschritten wird. 

3.  sonstige nach § 17 förderungsfähige 
Investitionen, wenn die veranschlag-
ten Kosten für das einzelne Vorhaben 
50.000,- Euro ohne Mehrwertsteuer 
nicht überschreiten. Das Kranken-
haus darf die Kostengrenze von 
50.000,- Euro im Einzelfall mit Einwil-
ligung des zuständigen Ministeriums 
überschreiten. 

  

(2)  Das zuständige Ministerium wird er-
mächtigt, im Einvernehmen mit dem Fi-
nanzministerium und dem Innenministeri-
um sowie nach Anhörung der unmittelbar 
Beteiligten (§ 13 Abs. 1) durch Rechtsver-
ordnung 

 (14) Das zuständige Ministerium wird er-
mächtigt, im Einvernehmen mit dem für 
Innere Angelegenheiten zuständigen Mi-
nisterium und dem Finanzministerium 
durch Rechtsverordnung die Wertgrenzen 
nach Absatz 1 Nr. 2 und die Förderbeträ-
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1.  die Bemessungsgrundlagen und die 
 Höhe der Pauschalbeträge nach Ab-
 satz 1 zu bestimmen, 
2.  die Abgrenzung der kurzfristigen An-

lagegüter nach Absatz 1 Nr. 1 festzu-
legen.  

ge nach Absatz 5, die Leistungspauschale 
und den Zuschlag nach den Absätzen 8 
und 9 in Abständen von 4 Jahren der 
Preisentwicklung und die Punktwerte nach 
Absatz 4 der durchschnittlichen Entwick-
lung der Wiederbeschaffungskosten an-
zupassen und zu bestimmen, welche An-
lagegüter als kurzfristige Anlagegüter an-
zusehen sind. 

  (2) Zur Ermittlung der Anforderungsstufe 
des Krankenhauses werden die Planbet-
ten und Behandlungsplätze des Kranken-
hauses mit dem Punktwert je Planbett und 
Behandlungsplatz (Punktwert) verviel-
facht. Bruchteile der sich insgesamt erge-
benden Punktwerte werden bis unter 0,5 
abgerundet und ab 0,5 aufgerundet. 

  (3) Es gehören Krankenhäuser mit einer 
Punktzahl  
bis zu 349 Punkten zur ersten Anforde-
rungsstufe, 
bis zu 599 Punkten zur zweiten Anforde-
rungsstufe, 
bis zu 799 Punkten zur dritten Anforde-
rungsstufe 
ab 800 Punkten zur vierten Anforderungs-
stufe. 

  4) Der Punktwert beträgt in den von Ärz-
tinnen und Ärzten des Krankenhauses 
hauptamtlich geleiteten Abteilungen sowie 
für Intensivpflegebetten und Planbetten in 
gesondert ausgewiesenen Einheiten für 
Infektionskranke für 

  1.  Hals-Nasen-Ohren-Krankheiten 2,5 
2.  Neurologie 2,1 
3.  Säuglings- und Kinderheilkunde 
 einschl. Kinderchirurgie 1,9 
4. Intensivpflege, Infektionskrankheiten, 
 Urologie, Augenkrankheiten 1,5. 
 
Im übrigen beträgt der Punktwert eins. 

  (5) Die Fördermittel betragen jährlich für 
jedes Planbett und jeden Behandlungs-
platz bei Krankenhäusern der 

  ersten Anforderungsstufe  1.837 Euro, 
zweiten Anforderungsstufe  2.141 Euro, 
dritten Anforderungsstufe  2.739 Euro 
und der 
vierten Anforderungsstufe 3.135 Euro. 

  (6) Psychiatrische Fachkrankenhäuser 
und psychiatrische Abteilungen in Allge-
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meinkrankenhäusern erhalten 80 % der 
pauschalen Fördermittel der ersten Anfor-
derungsstufe. Werden Angebote anderer 
Fachbereiche in psychiatrischen Fach-
krankenhäusern vorgehalten, werden die 
Fördermittel für diese Planbetten und Be-
handlungsplätze nach der ersten Anforde-
rungsstufe berechnet. Teilstationäre Ein-
richtungen erhalten 50 % der ersten An-
forderungsstufe. Krankenhäuser mit kardi-
ovaskular- und epilepsiechirurgischen Ab-
teilungen gehören zur vierten Anforde-
rungsstufe. Die Absätze 7 bis 13 gelten in 
den Fällen der Sätze 1 bis 4 entspre-
chend. 

  (7) Bemessungsgrundlage für die pau-
schale Förderung jedes Krankenhauses 
bei Änderung der Planbetten- und Be-
handlungsplatzzahlen sind 

  1.  eine Leistungspauschale für die Vor-
haltung kurzfristiger Anlagegüter nach 
Absatz 8 und  

  2.  ein planbetten- und behandlungsplatz
 abhängiger Zuschlag nach Absatz 9.  

  Bei Neuaufnahme eines Krankenhauses 
in den Krankenhausplan oder bei Erhö-
hung der Planbetten- und Behandlungs-
platzzahl erfolgt die Berechnung der pau-
schalen Fördermittel nach den Absätzen 2 
bis 6.  

  (8) Die Leistungspauschale beträgt 75 % 
der zum 31.12.1996 gewährten pauscha-
len Fördermittel bezogen auf die Planbet-
ten- und Behandlungsplatzzahlen des je-
weiligen Krankenhauses. Maßgebend ist 
der bestandskräftige Feststellungsbe-
scheid zum Stichtag. Bei wesentlichen 
festgestellten strukturellen Änderungen 
werden die pauschalen Fördermittel nach 
den Absätzen 2 bis 6 neu berechnet. Eine 
wesentliche Änderung liegt insbesondere 
dann vor, wenn die Planbetten- und Be-
handlungsplatzzahl um mehr als 25 vom 
Hundert gesenkt wird. 

  (9) Zu dem Betrag nach Absatz 8 erhält 
das Krankenhaus einen anteiligen Förder-
betrag (Zuschlag) von 25 % der neu fest-
gestellten Pauschalen für die nach dem 
Feststellungsbescheid nach § 18 künftig 
vorzuhaltenden Planbetten und Behand-
lungsplätze. 
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  (10) Soweit sich zwei oder mehrere Kran-
kenhäuser zu einem Krankenhaus zu-
sammenschließen (Fusion), erhält das 
neue Krankenhaus bei entsprechender 
Planbetten- und Behandlungsplatzzahl 
grundsätzlich pauschale Fördermittel der 
höheren Anforderungsstufe. Dies gilt je-
doch nicht, wenn ein mit der Strukturände-
rung verbundener höherer Wiederbeschaf-
fungsbedarf kurzfristiger Anlagegüter nicht 
nachgewiesen werden kann. Die Einrich-
tung eines neuen Schwerpunktes gilt al-
lein nicht als Nachweis nach Satz 2. 

(3) Die Fördermittel sind bis zur zweckent-
sprechenden Verwendung auf einem be-
sonderen Bankkonto zinsgünstig anzule-
gen. Zinserträge, Erträge aus der Veräu-
ßerung geförderter kurzfristiger Anlagegü-
ter und Versicherungsleistungen für kurz-
fristige Anlagegüter sind den Fördermitteln 
zuzuführen. 

 (11) Die Fördermittel sind bis zur zweck-
entsprechenden Verwendung auf einem 
besonderen Bankkonto zinsgünstig anzu-
legen. Zinserträge, Erträge aus der Ver-
äußerung geförderter kurzfristiger Anlage-
güter und Versicherungsleistungen für 
kurzfristige Anlagegüter sind den Förder-
mitteln zuzuführen. 

  (12) Bei Ausgliederungen nach § 21 Abs. 
6 Satz 1 können mit der zuständigen Be-
hörde Vereinbarungen darüber getroffen 
werden, dass Nutzungsentgelte ganz oder 
teilweise den pauschalen Fördermitteln 
zugeführt werden. Soweit investitionsin-
tensive Abteilungen ausgegliedert werden, 
sind die pauschalen Fördermittel entspre-
chend zu kürzen.  

  (13) Die Kosten für die Erst- und Wieder-
beschaffung von Anlagegütern gemein-
samer Einrichtungen im Rahmen der Zu-
sammenarbeit nach § 10 tragen die Nut-
zer im Verhältnis ihrer Nutzungsanteile. 

   

§ 22 
Besondere Beträge, Ausgleichszahlun-
gen 

 § 26 
Besondere Beträge 

(1) Ein besonderer Betrag kann für Zwe-
cke des § 21 Abs. 1 festgesetzt werden, 
soweit dies zur Erhaltung der Leistungsfä-
higkeit des Krankenhauses unter Berück-
sichtigung seiner im Krankenhausplan be-
stimmten Aufgaben notwendig und aus-
reichend ist.  

 (1) Abweichend von § 25 Abs. 5 und 6 
kann im Ausnahmefall ein besonderer Be-
trag festgesetzt werden, soweit dies zur 
Erhaltung der Leistungsfähigkeit des Kran-
kenhauses unter Berücksichtigung seiner 
im Krankenhausplan bestimmten Aufga-
ben notwendig und ausreichend ist. Satz 1 
gilt für Ausbildungsstätten nach § 2 Nr. 1 a 
KHG entsprechend. 

(2) Für die Beschaffung von Medizinpro-
dukten gilt Absatz 1 nur, wenn nachge-
wiesen wird, dass die Kosten nicht durch 

 (2) Für die Beschaffung von Medizinpro-
dukten gilt Absatz 1 nur, wenn nachge-
wiesen wird, dass die Kosten nicht durch 
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1. Einnahmen aus anteiligen Abschrei-
 bungsbeträgen 

 1. Einnahmen aus anteiligen Abschrei-
 bungsbeträgen 

 a)  aus den Gebühren der das Medi-
zinprodukt nach Satz 2 nutzenden 
liquidationsberechtigten Ärztinnen 
und Ärzte für gesondert bere-
chenbare stationäre und ambulan-
te Leistungen,  

  a)  aus den Gebühren der das Medi-
zinprodukt nach Satz 2 nutzenden 
liquidationsberechtigten Ärztinnen 
und Ärzte für gesondert berechen-
bare stationäre und ambulante 
Leistungen, 

 b) aus den Sachkosten für die Un-
tersuchung und Behandlung von 
Patientinnen und Patienten aus 
anderen Krankenhäusern, die zur 
Beschaffung von Medizinproduk-
ten nach Satz 2 angesammelt 
werden können, 

  b)  aus den Sachkosten für die Unter-
 suchung und Behandlung von Pati
 entinnen und Patienten aus ande-
 ren Krankenhäusern, die zur Be
 schaffung von Medizinprodukten 
 nach Satz 2 angesammelt werden 
 können, 

2. Fördermittel nach § 21, die noch 
nicht zweckentsprechend verwendet 
worden sind, gedeckt werden kön-
nen. 

 2.  Fördermittel nach § 25, die noch 
nicht zweckentsprechend verwendet 
worden sind, gedeckt werden kön
nen.  

Das zuständige Ministerium bestimmt die 
Medizinprodukte, deren Beschaffung nach 
Satz 1 förderungsfähig ist. Mit den Betei-
ligten nach § 13 Abs. 1 ist Einvernehmen 
anzustreben. 

 Das zuständige Ministerium bestimmt die 
Medizinprodukte, deren Beschaffung nach 
Satz 1 förderungsfähig sind. Mit den Betei-
ligten nach § 17 Abs. 1 ist Einvernehmen 
anzustreben. 

  § 30  
Ausgleichsleistungen bei Einstellung 
oder Einengung des Krankenhausbe-
triebes 
 

(3) Abweichend von den Absätzen 1 und 2 
kann Krankenhäusern, die aufgrund einer 
Entscheidung des zuständigen Ministeri-
ums ganz oder teilweise mit mindestens 
einer Abteilung aus dem Krankenhausplan 
ausscheiden, ein Betrag als Ausgleichs-
zahlung bewilligt werden, soweit dies er-
forderlich ist, um die Schließung des 
Krankenhauses oder seine Umstellung auf 
andere Aufgaben zu erleichtern. 

 (1) Krankenhäusern, die aufgrund einer 
Entscheidung des zuständigen Ministeri-
ums ganz oder teilweise mit mindestens 
einer Abteilung aus dem Krankenhausplan 
ausscheiden, sind Ausgleichszahlungen 
zu bewilligen, soweit diese erforderlich 
sind, um die Schließung des Krankenhau-
ses oder seine Umstellung auf andere 
Aufgaben zu erleichtern.  

  (2) Die Ausgleichszahlungen bemessen 
sich nach der Zahl der Planbetten und 
Behandlungsplätze, die auf Dauer aus der 
vollstationären und teilstationären Kran-
kenversorgung ausscheiden. Sie betragen 
bei Verminderung um  

  bis zu 30 Planbetten 3 580 Euro pro Plan-
bett, 

  bis zu 60 Planbetten 4 345 Euro pro Plan-
bett, 
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  bis zu 90 Planbetten 5 110 Euro pro Plan-
bett,  

  über 90 Planbetten 5 880 Euro pro Plan-
bett. 

  Satz 2 gilt für Behandlungsplätze entspre-
chend. 

  (3) Sind die berücksichtigungsfähigen 
Kosten nachweislich höher als die Pau-
schalen nach Absatz 2 Satz 2, so kann auf 
Antrag des Krankenhausträgers eine hö-
here Ausgleichszahlung bewilligt werden, 
um bei der Einstellung des Krankenhaus-
betriebes oder bei der Umstellung auf an-
dere Aufgaben unzumutbare Härten zu 
vermeiden. Dies gilt insbesondere für 

  1.  unvermeidbare Kosten für die Abwick-
lung von Verträgen, 

  2. angemessene Aufwendungen für den 
Ausgleich oder die Milderung wirt-
schaftlicher Nachteile, die den im 
Krankenhaus Beschäftigten infolge der 
Umstellung oder Einstellung entstehen. 

  Die Ausgleichszahlungen können mit Zu-
stimmung des Krankenhauses auch pau-
schal geleistet werden. Der Krankenhaus-
träger hat alle für die Beurteilung nach 
Satz 1 notwendigen Angaben zu machen 
und zu belegen. Insbesondere hat er 
nachzuweisen, dass diese Ausgleichszah-
lungen erforderlich sind, um unzumutbare 
finanzielle Härten für ihn zu vermeiden. 

  (4) Der Krankenhausträger ist verpflichtet, 
über die budgetrechtliche Umsetzung der 
Schließung des Krankenhauses oder ein-
zelner Abteilungen mit den Parteien der 
Pflegesatzvereinbarung zu verhandeln 
und dabei das zuständige Ministerium zu 
beteiligen. 

   
§ 23 
Förderung der Nutzung von Anlagegü-
tern 

 § 27 
Förderung der Nutzung von Anlagegü-
tern 

(1) Anstelle der Förderung nach § 17 kön-
nen auf Antrag Fördermittel in Höhe der 
Entgelte für die Nutzung von Anlagegütern 
bewilligt werden, wenn hierdurch eine 
wirtschaftlichere Verwendung der Förder-
mittel zu erwarten ist und die für die Bewil-
ligung zuständige Behörde vor Abschluss 

 (1) Anstelle der Förderung nach § 21 kön-
nen auf Antrag Fördermittel in Höhe der 
Entgelte für die Nutzung von Anlagegütern 
bewilligt werden, wenn hierdurch eine wirt-
schaftlichere Verwendung der Fördermittel 
zu erwarten ist und die für die Bewilligung 
zuständige Behörde vor Abschluss der 
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der Nutzungsvereinbarung ihre Erlaubnis 
erteilt hat. Das Vorhaben kann aus-
nahmsweise auch dann genehmigt wer-
den, soweit die Verweigerung der Ge-
nehmigung eine erhebliche Härte darstel-
len würde. 

Nutzungsvereinbarung ihre Erlaubnis er-
teilt hat. Das Vorhaben kann genehmigt 
werden, soweit die Verweigerung der Ge-
nehmigung eine erhebliche Härte darstel-
len würde. 
 
 

(2) Die pauschal gewährten Fördermittel 
nach § 21 dürfen auf Antrag für die Nut-
zung von Anlagegütern verwendet wer-
den, soweit dies einer wirtschaftlichen Be-
triebsführung entspricht und der mit der 
Gewährung der Fördermittel verfolgte 
Zweck nicht beeinträchtigt wird.  

 (2) Die pauschal gewährten Fördermittel 
nach § 25 dürfen zu dem in Absatz 1 Satz 
1 bezeichneten Zweck verwendet werden, 
soweit dies einer wirtschaftlichen Betriebs-
führung entspricht und der mit der Gewäh-
rung der Fördermittel verfolgte Zweck 
nicht beeinträchtigt wird. 

   
§ 24 
Förderung von Kapitaldienstbelastun-
gen 

 § 28 
Förderung von Kapitaldienstbelastun-
gen 

(1) Sind für förderungsfähige Investitions-
kosten von Krankenhäusern, die nach 
§ 21 gefördert werden, vor Aufnahme in 
den Krankenhausplan Darlehen auf dem 
Kapitalmarkt aufgenommen worden, so 
werden vom Zeitpunkt der Aufnahme in 
den Krankenhausplan in Höhe der sich 
hieraus ergebenden Belastungen Förder-
mittel bewilligt. Satz 1 gilt entsprechend 
für Darlehen der Gemeinden, soweit sie 
nicht in Zuschüsse umgewandelt wurden. 
Landesdarlehen für förderungsfähige In-
vestitionen werden in bedingt rückzahlba-
re Zuschüsse umgewandelt. 

 (1) Sind für förderungsfähige Investitions-
kosten von Krankenhäusern, die nach 
§ 25 gefördert werden, vor Aufnahme in 
den Krankenhausplan Darlehen auf dem 
Kapitalmarkt aufgenommen worden, so 
werden vom Zeitpunkt der Aufnahme in 
den Krankenhausplan in Höhe der sich 
hieraus ergebenden Belastungen Förder-
mittel bewilligt. Satz 1 gilt entsprechend 
für Darlehen der Gemeinden, soweit sie 
nicht in Zuschüsse umgewandelt wurden. 
Landesdarlehen für förderungsfähige In-
vestitionen werden in bedingt rückzahlba-
re Zuschüsse umgewandelt. 

(2) Sind während der Förderzeit die Ab-
schreibungen für förderungsfähige Investi-
tionen höher als die geförderten Tilgungs-
beträge, so sind bei Ausscheiden aus dem 
Krankenhausplan Fördermittel in Höhe 
des Unterschiedsbetrages zu bewilligen. 
Sind während der Förderzeit die geförder-
ten Tilgungsbeträge höher als die Ab-
schreibungen für förderungsfähige Investi-
tionen, so ist bei Ausscheiden aus dem 
Krankenhausplan der Unterschiedsbetrag 
zu erstatten. 

 (2) Sind während der Förderzeit die Ab-
schreibungen für förderungsfähige Investi-
tionen höher als die geförderten Tilgungs-
beträge, so sind bei Ausscheiden aus dem 
Krankenhausplan Fördermittel in Höhe 
des Unterschiedsbetrages zu bewilligen. 
Sind während der Förderzeit die geförder-
ten Tilgungsbeträge höher als die Ab-
schreibungen für förderungsfähige Investi-
tionen, so ist bei Ausscheiden aus dem 
Krankenhausplan der Unterschiedsbetrag 
zu erstatten. 

   
§ 25 
Ausgleich für Eigenmittel 

 § 29 
Ausgleich für Eigenmittel 

(1) Werden in einem Krankenhaus bei Be-
ginn der erstmaligen Förderung nach dem 
Krankenhausfinanzierungsgesetz oder 

 (1) Werden in einem Krankenhaus bei Be-
ginn der erstmaligen Förderung nach dem 
Krankenhausfinanzierungsgesetz oder 
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diesem Gesetz förderungsfähige Investiti-
onen genutzt, die nachweislich mit Eigen-
mitteln des Krankenhausträgers beschafft 
wurden und deren regelmäßige Nut-
zungsdauer zu diesem Zeitpunkt noch 
nicht abgelaufen ist, so wird dem Kran-
kenhausträger nach Feststellung des Aus-
scheidens des Krankenhauses aus dem 
Krankenhausplan ein dem Anteil der Ei-
genmittel entsprechender Ausgleich für 
die Abnutzung während der Zeit der För-
derung gewährt, sofern der Krankenhaus-
betrieb eingestellt ist und das Kranken-
haus nicht weiterhin für Krankenhauszwe-
cke genutzt wird. Eigenmittel im Sinne des 
Satzes 1 sind nur Mittel aus dem frei ver-
fügbaren Vermögen des Krankenhausträ-
gers. 

diesem Gesetz förderungsfähige Investiti-
onen genutzt, die nachweislich mit Eigen-
mitteln des Krankenhausträgers beschafft 
wurden und deren regelmäßige Nut-
zungsdauer zu diesem Zeitpunkt noch 
nicht abgelaufen ist, so wird dem Kran-
kenhausträger nach Feststellung des Aus-
scheidens des Krankenhauses aus dem 
Krankenhausplan ein dem Anteil der Ei-
genmittel entsprechender Ausgleich für 
die Abnutzung während der Zeit der För-
derung gewährt, sofern der Krankenhaus-
betrieb eingestellt ist und das Kranken-
haus nicht weiterhin für Krankenhauszwe-
cke genutzt wird. Eigenmittel im Sinne des 
Satzes 1 sind nur Mittel aus dem frei ver-
fügbaren Vermögen des Krankenhausträ-
gers. 

(2) Der Berechnung des Ausgleichsbetra-
ges sind die Buchwerte bei Beginn der 
Förderung und die hierauf beruhenden 
Abschreibungen zugrunde zu legen. 

 (2) Der Berechnung des Ausgleichsbetra-
ges sind die Buchwerte bei Beginn der 
Förderung und die hierauf beruhenden 
Abschreibungen zugrunde zu legen. 

(3) Ein Ausgleichsanspruch entfällt, soweit 
nach dem Krankenhausfinanzierungsge-
setz oder nach diesem Gesetz eine Er-
satzinvestition gefördert wurde und die 
Mittel oder ihr Gegenwert noch im Vermö-
gen des Krankenhausträgers vorhanden 
sind. 

 (3) Ein Ausgleichsanspruch entfällt, soweit 
nach dem Krankenhausfinanzierungsge-
setz oder nach diesem Gesetz eine Er-
satzinvestition gefördert wurde und die 
Mittel oder ihr Gegenwert noch im Vermö-
gen des Krankenhausträgers vorhanden 
sind. 

   
§ 26 
Widerruf der Bewilligung, Rückforde-
rung von Fördermitteln 

 § 31 
Rückforderung von Fördermitteln 

(1) Der Bewilligungsbescheid kann mit 
Wirkung für die Vergangenheit ganz oder 
teilweise widerrufen werden, wenn das 
Krankenhaus ohne Zustimmung der Bewil-
ligungsbehörde von den Feststellungen 
nach § 14 abweicht oder seine Aufgaben 
nach den Feststellungen im Bescheid 
nach § 14 ganz oder zum Teil nicht oder 
nicht mehr erfüllt. Der Bewilligungsbe-
scheid soll nicht widerrufen werden, wenn 
das Krankenhaus im Einvernehmen mit 
der zuständigen Behörde ganz oder zum 
Teil aus dem Krankenhausplan ausschei-
det.  

 (2) Der Bewilligungsbescheid kann mit 
Wirkung für die Vergangenheit ganz oder 
teilweise widerrufen werden, wenn das 
Krankenhaus ohne Zustimmung der Bewil-
ligungsbehörde von den Feststellungen 
nach § 18 abweicht. Nach § 21 bereits 
gewährte Fördermittel können unter Be-
rücksichtigung des Einzelfalls zurückge-
fordert werden, soweit Investitionen nicht 
abgeschrieben sind. Fördermittel nach § 
25 können zurückgefordert werden, soweit 
sie nicht zweckentsprechend verwendet 
worden sind.  

(2) Nach § 17 bereits gewährte Fördermit-
tel können unter Berücksichtigung des 
Einzelfalls zurückgefordert werden, soweit 
Investitionen nicht abgeschrieben sind. 

 (1) Die Rückforderung von Fördermitteln 
erfolgt nach den allgemeinen Bestimmun-
gen. Eine Zweckverfehlung im Sinne die-
ser Vorschriften liegt auch vor, wenn das 
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Fördermittel nach § 21 können zurückge-
fordert werden, soweit sie nicht zweckent-
sprechend verwendet worden sind.  
 

Krankenhaus seine Aufgaben nach den 
Feststellungen im Bescheid nach § 18 
ganz oder zum Teil nicht oder nicht mehr 
erfüllt. Der Bewilligungsbescheid soll nicht 
widerrufen werden, wenn das Kranken-
haus im Einvernehmen mit der zuständi-
gen Behörde ganz oder zum Teil aus dem 
Krankenhausplan ausscheidet. 

   
  § 32 

Investitionsverträge 
  Investitionsverträge nach § 18 b KHG dür-

fen nur für die Förderung solcher Maß-
nahmen vereinbart werden, die mit den 
Zielen der Krankenhausplanung überein-
stimmen, die künftige bauliche Entwick-
lung des Krankenhauses nicht beeinträch-
tigen und nicht zwangsläufig weitere In-
vestitionen nach § 21 zur Folge haben. 

   
Abschnitt IV 
Krankenhausstruktur 

 Abschnitt IV  
Krankenhausstruktur 

   
§ 27 
Wirtschaftliche Betriebsführung 

 § 33 
Wirtschaftliche Betriebsführung 

(1) Die im Krankenhausplan ausgewiese-
nen Krankenhäuser müssen organisato-
risch und wirtschaftlich eigenständige Be-
triebe sein; sie sind nach wirtschaftlichen 
Gesichtspunkten zu betreiben. 

 (1) Die im Krankenhausplan ausgewiese-
nen Krankenhäuser müssen organisato-
risch und wirtschaftlich eigenständige Be-
triebe sein; sie sind nach wirtschaftlichen 
Gesichtspunkten zu betreiben. 

(2) Mehrere benachbarte Betriebsstellen 
eines Krankenhausträgers bilden zusam-
men nur dann ein Krankenhaus im Sinne 
dieses Gesetzes, wenn die Betriebsstellen 
organisatorisch und wirtschaftlich unselb-
ständige und voneinander abhängige Ein-
richtungen sind.  

 (2) Mehrere benachbarte Betriebsstellen 
eines Krankenhausträgers bilden zusam-
men nur dann ein Krankenhaus im Sinne 
dieses Gesetzes, wenn die Betriebsstellen 
organisatorisch und wirtschaftlich unselb-
ständige und voneinander abhängige Ein-
richtungen sind, in denen insbesondere 
Abteilungen nicht parallel vorgehalten 
werden. 

§ 28 
Abschlussprüfung 

 § 34 
Abschlussprüfung 

(1) Der Jahresabschluss ist unter Einbe-
ziehung der Buchführung durch eine Wirt-
schaftsprüferin, einen Wirtschaftsprüfer 
oder eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
(Abschlussprüfung) zu prüfen. Hat das 
Krankenhaus einen Lagebericht aufzustel-
len, so ist auch dieser in die Prüfung ein-
zubeziehen.  

 (1) Der Jahresabschluss ist unter Einbe-
ziehung der Buchführung durch eine Wirt-
schaftsprüferin, einen Wirtschaftsprüfer 
oder eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
(Abschlussprüfung) zu prüfen. Hat das 
Krankenhaus einen Lagebericht aufzustel-
len, so ist auch dieser in die Prüfung ein-
zubeziehen.  
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(2) Die Prüfung des Jahresabschlusses 
erstreckt sich insbesondere auf die zweck-
entsprechende, sparsame und wirtschaft-
liche Verwendung der Fördermittel nach § 
21. Sind nach dem abschließenden Er-
gebnis der Prüfung Einwendungen zu er-
heben, ist die Bestätigung einzuschränken 
oder zu versagen. Soweit die Bestätigung 
versagt oder eingeschränkt erteilt wird, ist 
der Abschlussbericht der zuständigen Be-
hörde vorzulegen.  

 (2) Die Prüfung des Jahresabschlusses 
wird nach den allgemeinen für die Jahres-
abschlußprüfung geltenden Grundsätzen 
durchgeführt. Die Prüfung erstreckt sich 
insbesondere auf 
1.  die Ordnungsmäßigkeit des Rech-
 nungswesens, 
2.  die wirtschaftlichen Verhältnisse, 
3.  die zweckentsprechende, sparsame 

und wirtschaftliche Verwendung der 
Fördermittel nach § 25 und 

4. die zweckentsprechende Verwendung 
der über die Investitionsverträge nach 
§ 32 erwirtschafteten Investitionsmittel. 

  (3) Sind nach dem abschließenden Er-
gebnis der Prüfung keine Einwendungen 
zu erheben, so ist dies durch die Ab-
schlussprüfung zu bestätigen; andernfalls 
ist die Bestätigung einzuschränken oder 
zu versagen. Soweit die Bestätigung ver-
sagt oder eingeschränkt erteilt wird, ist der 
Abschlussbericht der zuständigen Behör-
de vorzulegen.  
 

  § 35 
Leitung und Organisation 

  (1) In dem Krankenhaus wird eine Be-
triebsleitung gebildet. Träger von mehre-
ren Krankenhäusern können eine gemein-
same Betriebsleitung bilden. An der Be-
triebsleitung sind eine Leitende Ärztin oder 
ein Leitender Arzt, die Leitende Pflegekraft 
und die Leiterin oder der Leiter des Wirt-
schafts- und Verwaltungsdienstes zu 
beteiligen. Der Krankenhausträger regelt 
die Aufgaben der Betriebsleitung und die 
Zuständigkeiten ihrer Mitglieder. 

  (2) Andere Formen der kollegialen Be-
triebsleitung sind zulässig, wenn die in 
Absatz 1 genannten Funktionsbereiche 
angemessen vertreten sind. 

  (3) Das Krankenhaus ist nach ärztlich ü-
berschaubaren Verantwortungsbereichen 
und medizinischen Gesichtspunkten nach 
den Vorgaben der Feststellungen des 
Krankenhausplans in Abteilungen geglie-
dert. 

  (4) Der Krankenhausträger trägt die Ver-
antwortung für die ärztliche, pflegerische, 
technische und verwaltungsmäßige Orga-
nisation des Krankenhauses. 
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§ 29 
Ärztlicher und psychotherapeutischer 
Dienst 

 § 36 
Ärztlicher und psychotherapeutischer 
Dienst 

Der Träger des Krankenhauses hat für je-
de Abteilung mindestens eine Abteilungs-
ärztin oder einen Abteilungsarzt zu bestel-
len, die oder der nicht weisungsgebunden 
ist. Sie oder er sind für die Untersuchung 
und Behandlung der Patientinnen und Pa-
tienten in der Abteilung verantwortlich. 
Auch Belegärztinnen und Belegärzte kön-
nen die Abteilungen leiten. Für Abteilun-
gen, die Patientinnen und Patienten be-
handeln, bei denen Psychotherapie ange-
zeigt ist, können neben der Abteilungsärz-
tin oder dem Abteilungsarzt Psychologi-
sche Psychotherapeutinnen oder -
therapeuten sowie Kinder- und Jugendli-
chenpsychotherapeutinnen oder -
therapeuten bestellt werden, die bei der 
Untersuchung und Behandlung dieser Pa-
tientinnen und Patienten eigenverantwort-
lich und selbstständig tätig sind. 

 (1) Der Träger des Krankenhauses hat für 
jede Abteilung mindestens eine Abtei-
lungsärztin oder einen Abteilungsarzt zu 
bestellen, die oder der nicht weisungsge-
bunden ist. Sie oder er sind für die Unter-
suchung und Behandlung der Patientinnen 
und Patienten in der Abteilung verantwort-
lich. Auch Belegärztinnen und Belegärzte 
können die Abteilungen leiten. 
 
(2) Belegärztinnen und Belegärzte dürfen 
nur tätig werden, soweit die Abteilung im 
Bescheid nach § 18 Abs. 1 als Belegabtei-
lung zugelassen ist. Darüber hinaus dür-
fen Ärztinnen und Ärzte, die weder Beleg-
ärztinnen und Belegärzte noch hauptamt-
lich im Krankenhaus tätig sind, nur zur er-
gänzenden Untersuchung und Behand-
lung tätig werden, soweit dies im Einzelfall 
erforderlich ist. 

  (3) Für Abteilungen, die Patientinnen und 
Patienten behandeln, bei denen Psycho-
therapie angezeigt ist, können neben der 
Abteilungsärztin oder dem Abteilungsarzt 
Psychologische Psychotherapeutinnen 
oder -therapeuten sowie Kinder- und Ju-
gendlichenpsychotherapeutinnen oder -
therapeuten bestellt werden, die bei der 
Untersuchung und Behandlung dieser Pa-
tientinnen und Patienten eigenverantwort-
lich und selbständig tätig sind. 

   
§ 30 
Struktur der kommunalen Krankenhäu-
ser 

 § 37 
Struktur der kommunalen Krankenhäu-
ser 

Für die kommunalen Krankenhäuser blei-
ben die Vorschriften des Kommunalver-
fassungsrechtes durch die §§ 27 bis 29 
unberührt. Verordnungen nach § 107 Abs. 
2 Satz 3 der Gemeindeordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. 
Juli 1994 (GV. NW. S. 666) in der jeweils 
geltenden Fassung werden, soweit sie die 
Struktur der kommunalen Krankenhäuser 
regeln, im Einvernehmen mit dem zustän-
digen Ministerium erlassen. 

 Für die kommunalen Krankenhäuser blei-
ben die Vorschriften des Kommunalver-
fassungsrechtes durch die §§ 33 bis 36 
unberührt. Verordnungen nach § 107 Abs. 
2 Satz 3 der Gemeindeordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. 
Juli 1994 (GV. NW. S. 666) in der jeweils 
geltenden Fassung werden, soweit sie die 
Struktur der kommunalen Krankenhäuser 
regeln, im Einvernehmen mit dem zustän-
digen Ministerium erlassen. 

   
   



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 14. Wahlperiode Drucksache 14/3958 

 

 36 

§ 31 
Kirchliche Krankenhäuser 

§ 38 
Kirchliche Krankenhäuser 

Die Rechtsverordnung aufgrund von § 6 
Abs. 2 gilt nicht für Krankenhäuser, die 
von Religionsgemeinschaften oder diesen 
gleichgestellten oder ihnen zuzuordnen-
den Einrichtungen betrieben werden. Satz 
1 gilt unabhängig von der Rechtsform der 
Einrichtung. Die Religionsgemeinschaften 
treffen für diese Krankenhäuser in eigener 
Zuständigkeit Regelungen, die den Zielen 
dieser Vorschriften entsprechen. 

 (1) Die Rechtsverordnung aufgrund von 
§ 8 Abs. 2 sowie die Regelungen des § 2 
Abs. 4, § 9 und des § 35 Abs. 1 gelten 
nicht für Krankenhäuser, die von Religi-
onsgemeinschaften oder diesen gleichge-
stellten oder ihnen zuzuordnenden Ein-
richtungen betrieben werden. Satz 1 gilt 
unabhängig von der Rechtsform der Ein-
richtung. Die Religionsgemeinschaften 
treffen für diese Krankenhäuser in eigener 
Zuständigkeit Regelungen, die den Zielen 
dieser Vorschriften entsprechen, für § 2 
Abs. 4 soweit möglich. 

  (2) Die Regelungen im Sinne von Absatz 1 
Satz 3 müssen sicherstellen, dass der 
Standard der Krankenhaushygiene und 
die Transparenz und Koordinierung des 
Arzneimitteleinsatzes nicht hinter den in 
Absatz 1 Satz 1 genannten Bestimmun-
gen zurückbleiben. 

   
§ 32 
Statistik 

 § 39 
Statistik 

Die Krankenhäuser sind verpflichtet, dem 
zuständigen Ministerium sowie den von 
ihm bestimmten Stellen Auskünfte zu er-
teilen, die für die Aufstellung eines be-
darfsgerecht gegliederten Systems leis-
tungsfähiger Krankenhäuser einschließlich 
ihrer Ausbildungsstätten benötigt werden. 
Das zuständige Ministerium wird ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung die unter die 
Auskunftspflicht fallenden Daten und das 
Verfahren im Einzelnen festzustellen. 

 Die Krankenhäuser sind verpflichtet, dem 
zuständigen Ministerium sowie den von 
ihm bestimmten Stellen Auskünfte zu er-
teilen, die für die Aufstellung eines be-
darfsgerecht gegliederten Systems leis-
tungsfähiger Krankenhäuser einschließlich 
ihrer Ausbildungsstätten benötigt werden. 
Das zuständige Ministerium wird ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung die unter die 
Auskunftspflicht fallenden Daten und das 
Verfahren im Einzelnen festzustellen. 

   
Abschnitt V 
Übergangs- und Schlussbestimmungen

 Abschnitt V  
Übergangs- und Schlußbestimmungen 

   
§ 33 
Zuständigkeit  

 § 40 
Zuständigkeit, Verwaltungsvorschriften 

Das für das Gesundheitswesen zuständi-
ge Ministerium wird ermächtigt, für die Be-
lange des Krankenhauswesens durch 
Rechtsverordnung die zuständige Behör-
de zu bestimmen.  
 

 Zuständiges Ministerium ist das für das 
Gesundheitswesen zuständige Ministeri-
um. Es wird ermächtigt, für die Belange 
des Krankenhauswesens durch Rechts-
verordnung die zuständige Behörde zu 
bestimmen. Es erläßt Verwaltungsvor-
schriften zur Ausführung dieses Gesetzes. 
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§ 34 
Ausbildungsstätten, nicht öffentlich ge-
förderte Krankenhäuser, Universitäts-
kliniken 

 § 41 
Ausbildungsstätten, nicht öffentlich ge-
förderte Krankenhäuser, Hochschulkli-
niken 

(1) Auf die Ausbildungsstätten nach § 2 
Nr. 1 a KHG sind die Vorschriften der Ab-
schnitte II und III und des § 33 mit Aus-
nahme des § 22 Absätze 2 und 3 entspre-
chend anzuwenden. 

 (1) Auf die Ausbildungsstätten nach § 2 
Nr. 1 a KHG sind die Vorschriften der Ab-
schnitte II und III und des § 40 mit Aus-
nahme des § 26 Abs. 2 und des § 30 ent-
sprechend anzuwenden. 

(2) Auf nicht öffentlich geförderte Kran-
kenhäuser finden nur § 2 Abs. 1 Satz 2, § 
6  einschließlich der auf § 6 Abs. 2 ge-
stützten Rechtsverordnung, § 7 Abs. 1 
hinsichtlich der Mitwirkung im Rettungs-
dienst, § 8 Abs. 1 und § 9 Anwendung. 

 (2) Auf nicht öffentlich geförderte Kran-
kenhäuser finden nur § 2 Abs. 1 Satz 2, 
§§ 7 und 8, einschließlich der auf § 8 Abs. 
2 gestützten Rechtsverordnung, § 10 Abs. 
1 hinsichtlich der Mitwirkung im Rettungs-
dienst, § 11 Abs. 1 und § 12 Anwendung. 

(3) Auf Krankenhäuser im Straf- oder 
Maßregelvollzug finden § 6 einschließlich 
der auf § 6 Abs. 2 gestützten Rechtsver-
ordnung und § 9 Anwendung. 

 (3) Auf Krankenhäuser im Straf- oder 
Maßregelvollzug finden § 7 mit der Maß-
gabe, dass es einer Beteiligung der Kran-
kenkassen nicht bedarf, § 8 einschließlich 
der auf § 8 Abs. 2 gestützten Rechtsver-
ordnung und § 12 Anwendung. 

(4) Auf Krankenhäuser nach § 5 Abs. 1 Nr. 
1 KHG sind die Abschnitte I und II, Ab-
schnitt IV mit Ausnahme des § 27 Abs. 1, 
des § 28 Abs. 2 Satz 2 und der §§ 29, 30 
sowie Abschnitt V mit Ausnahme des § 35 
anzuwenden. 

 (4) Auf Krankenhäuser nach § 5 Abs. 1 Nr. 
1 KHG sind die Abschnitte I und II, Ab-
schnitt IV mit Ausnahme des § 33 Abs. 1, 
des § 34 Abs. 2 Nrn. 3 und 4 und der §§ 
35 bis 37 sowie Abschnitt V mit Ausnahme 
des § 42 Abs. 1, 2 und 4 anzuwenden. 

(5) Auf Krankenhäuser, deren Träger bun-
desunmittelbare Körperschaften gemäß 
Artikel 87 Abs. 2 des Grundgesetzes sind, 
findet § 9 keine Anwendung. 

 (5) Auf Krankenhäuser, deren Träger bun-
desunmittelbare Körperschaften gemäß 
Artikel 87 Abs. 2 des Grundgesetzes sind, 
findet § 12 keine Anwendung. 

   
§ 35 
Übergangsvorschrift 

 § 42 
Übergangsvorschrift 

(1) Bis zum In-Kraft-Treten der Rechtsver-
ordnung gemäß § 21 Abs. 2 Nr. 2 sind für 
die Bestimmung der durchschnittlichen 
Nutzungsdauer bei Anlagegütern die Re-
gelungen der Abgrenzungsverordnung 
vom 5. Dezember 1977 (BGBl. I S. 2355) 
sinngemäß anzuwenden. 

 (1) Bis zum Inkrafttreten der Rechtsver-
ordnung gemäß § 25 Abs. 14 letzter Halb-
satz sind für die Bestimmung der durch-
schnittlichen Nutzungsdauer bei Anlage-
gütern die Regelungen der Abgrenzungs-
verordnung vom 5. Dezember 1977 
(BGBl. I S. 2355) sinngemäß anzuwen-
den. 

 
 

 (2) § 22 Abs. 2 ist auch auf solche Investi-
tionen anzuwenden, die aufgrund der Jah-
reskrankenhausbauprogramme 1985 bis 
1987 gefördert und deren förderungsfähi-
ge Kosten noch nicht festgesetzt worden 
sind. 
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  (3) Nach Erarbeitung der Rahmenvorga-
ben nach § 14 gelten die Feststellungsbe-
scheide nach § 16 des Krankenhausge-
setzes Nordrhein-Westfalen - KHG NW - 
vom 3. November 1987 (GV. NW. S. 392), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 
31. Juli 1996 (GV. NW. S. 349), bis zur 
Änderung nach § 15 oder § 16 weiter. 2§ 
110 SGB V bleibt unberührt. 

(2) Bis zum In-Kraft-Treten der Rechtsver-
ordnung gemäß § 21 Abs. 2 Nr. 1 werden 
die Pauschalbeträge nach § 25 des Kran-
kenhausgesetzes Nordrhein-Westfalen - 
KHG NRW - vom 16. Dezember 1998 
(GV.NRW. S. 696),  zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. De-
zember 2006 (GV.NRW. S. 631) berech-
net. 

  

   
§ 36  
In-Kraft-Treten, Berichtspflicht 

 § 43 
In-Kraft-Treten, Berichtspflicht 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Ver-
kündung in Kraft. Gleichzeitig tritt das 
Krankenhausgesetz Nordrhein-Westfalen - 
KHG NRW - vom 16. Dezember 1998 
(GV.NRW. S. 696),  zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. De-
zember 2006 (GV.NRW. S. 631) außer 
Kraft. Die Landesregierung berichtet dem 
Landtag bis zum 31. Dezember 2012 über 
die Erfahrungen mit diesem Gesetz. 

 Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Ver-
kündung in Kraft. § 25 Abs. 1 bis 3, 5, 6 
Satz 4, 7, 8 Sätze 1 und 2 sowie Abs. 9 
treten mit Wirkung vom 1. Januar 1998 in 
Kraft. Die Landesregierung berichtet dem 
Landtag bis zum 31. Dezember 2009 über 
die Erfahrungen mit diesem Gesetz. 
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BEGRÜNDUNG 
 
A Allgemeines 
 
Detaillierte Verfahrensvorgaben engen den Handlungsspielraum von Krankenhäusern und 
Krankenkassen ein. Eine bis in Einzelheiten gehende Krankenhausplanung behindert Wett-
bewerb und steht aktiven planerisch und wirtschaftlich gestaltenden Maßnahmen der Leis-
tungserbringer und Kostenträger entgegen. Bürokratische Hemmnisse sind abzubauen und 
konzeptionellen zukunftsweisenden Ideen Raum zu geben. Ausreichend ist es, die Letzt 
verantwortung des Staates für die Versorgung der Bevölkerung in zielführender Weise wahr-
zunehmen. 

Vor diesem Hintergrund soll die Gestaltungsfreiheit der Krankenhausträger unter Berücksich-
tigung ihrer Organisationshoheit durch flexiblere Regelungen ausgeweitet werden. Auf De-
tailregelungen soll weitgehend verzichtet werden. Im Gegensatz zum bislang geltenden Lan-
deskrankenhausrecht wird auf Selbstverständlichkeiten verzichtet. Programmsätze entfallen. 
Damit ist nicht das Signal verbunden, notwendige Aufgaben zu streichen. Vielmehr sind die-
se Aufgaben fest etabliert. Es ist davon auszugehen, dass die Krankenhäuser sie eigenver-
antwortlich weiter führen. Teilweise sind sie bereits an anderer Stelle, z.B. im SGB V die 
Qualitätssicherung, geregelt und es erübrigt sich der deklaratorische Hinweis und die bloße 
Wiederholung im Landesrecht. Das Krankenhausplanungsverfahren mit seinem bisher drei-
stufigen Aufbau aus Rahmenplanung, Schwerpunktplanung und regionalen Planungskon-
zepten soll gestrafft werden.  

Die engen haushaltsrechtlichen Spielräume verlangen überdies neue und intelligente Finan-
zierungsverfahren. Das Landeskrankenhausrecht ist für Anreize zu wirtschaftlichem, spar-
samem und effektivem Verhalten zu öffnen. Dem negativen Anreiz zur Beibehaltung von Bet-
tenkapazitäten, die nicht mehr benötigt werden, soll durch eine geänderte pauschale Förde-
rung begegnet und leistungsbezogene Anreize gefördert werden. Das Gesetz soll eine Ver-
ordnungsermächtigung zur Festsetzung der Pauschalen und der dazu erforderlichen Be-
messungskriterien enthalten. Falschen Anreizen kann somit verfahrenstechnisch leichter 
entgegen gewirkt werden. Andererseits ist durch eine Verordnungsregelung die notwendige 
Verlässlichkeit der laufenden Finanzierung für die Krankenhäuser gewährleistet.  

 
B Besonderer Teil 
 
Abschnitt I  
Allgemeine Bestimmungen 
 
Gesetze zum Krankenhauswesen haben in der Vergangenheit mit hohem Aufwand Verfah-
ren und Anliegen geregelt, die zwischenzeitlich in das Bewusstsein der Beteiligten an der 
Krankenhausversorgung eingegangen und umgesetzt sind. Notwendig sind nunmehr Dere-
gulierung, Bürokratieabbau und die Gewährung größerer Gestaltungsspielräume. Dazu be-
darf es Regelungen, die sich auf das absolut Notwendige beschränken.  
 
Zu § 1 Grundsatz 
 
Die Sicherstellung der Krankenhausversorgung ist eine öffentliche Aufgabe des Landes. Das 
Gesetz hält daran fest. Die Mitwirkungsverpflichtung der Gemeinden und Gemeindeverbän-
de sowie der im Krankenhausplan des Landes aufgenommenen Krankenhäuser ist essentiel-
ler Bestandteil der Krankenhausversorgung im Interesse der Bevölkerung.   
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Das Leitbild eines sparsam wirtschaftenden und eigenverantwortlich handelnden Kranken-
hauses ist in der Praxis eingeführt. Unternehmerische Elemente müssen dem Krankenhaus-
träger eine zeitgemäße Wirtschaftsführung ermöglichen. Er benötigt Raum, um seinen Ver-
sorgungsauftrag auszuführen. Diese allgemeinen Erkenntnisse müssen nicht gesondert er-
wähnt werden. Dies gilt auch für die Zusammenarbeit zwischen den Beteiligten an der Ge-
sundheitsversorgung. Die Erkenntnis, dass nur gemeinsames Handeln zukunftsfähig ist, hat 
sich zunehmend durchgesetzt, konkrete Kooperationen müssen aber nach wie vor beson-
ders gefördert werden. Einer gesetzlichen Regelung bedarf es jedoch nicht.  
 
Krankenhäuser erbringen komplexe Versorgungsleistungen. Dies erfordert ständige Aus- 
und Weiterbildung des Fachpersonals. Weiterbildungsangebote richten sich auch an andere 
Anbieter der gesundheitlichen und sozialen Versorgung.  
 
Zu § 2 Krankenhausleistungen 
 
Der Versorgungsauftrag des Krankenhauses ergibt sich aus dem Krankenhausplan. Die Auf-
nahme in den Plan erfolgt durch Bescheid. Diesem liegt ein zwischen dem Kranken-
hausträger und den Kostenträgern erarbeitetes und vom Land genehmigtes Konzept nach  
§ 12 zugrunde.  
 
Soweit der Krankenhausplan keine Feststellungen trifft („definierte Lücken“), bleibt Raum 
z.B. für Versorgungsverträge nach § 109 Abs. 1 Satz 5 SGB V. 
 
Die psychiatrische Pflichtversorgung nach dem Gesetz über Hilfen und Schutzmaßnahmen 
bei psychischen Krankheiten (PsychKG) ist grundsätzlich Bestandteil der allgemeinen psy-
chiatrischen Krankenhausversorgung auch in der Kinder- und Jugendpsychiatrie. Die Pflicht-
versorgung kann jede psychiatrische vollstationäre Einrichtung leisten. Die Festlegung der 
Versorgungsregion erfolgt durch Bescheid nach § 14 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5.  
 
Methoden besonderer Therapierichtungen zählen zum Angebot der Krankenhausversor-
gung, wenn dem Krankenhausträger im Einzelfall ein entsprechender Versorgungsauftrag 
erteilt worden ist. Demgegenüber gehört die Mitwirkung bei der Organspende zum Versor-
gungsauftrag aller Krankenhäuser.   
 
Zu § 3 Pflege und Betreuung der Patientinnen und Patienten, Nichtraucherschutz 
 
Zu Absatz 1  
Der Grundsatz der menschenwürdigen Behandlung spielt im Krankenhaus eine besondere 
Rolle. Er verwirklicht sich beim Umgang mit Kranken und erfordert eine entsprechende Ge-
staltung der Betriebsabläufe. Daher ist besonderer Wert auf patientenfreundliche Organisati-
onsstrukturen zu legen. Dem Bedürfnis nach Schonung und Entspannung kommt der Kran-
kenhausträger durch Aufenthaltsräume, angemessene Besuchszeiten und ähnliche Maß-
nahmen nach. Weltanschaulichen, kulturellen und religiösen Belangen soll angemessen 
Rechnung getragen werden.  
 
Zu Absatz 2 
Die Regelung trägt dem Nichtraucherschutz Rechnung. Gesetzliche Rauchverbote sind bei 
Abwägung mit dem Gesundheitsschutz vor lebensbedrohenden Krebserkrankungen recht- 
und verhältnismäßig, wenn Nichtraucher zwangsläufig und über längere Zeit in gravierend 
gesundheitsgefährdender Weise dem von Rauchern erzeugten Tabakrauch ausgesetzt sind. 
Gesetzliche Rauchverbote sind im Rahmen des weiten Beurteilungs- und Gestaltungsspiel-
raums des Gesetzgebers statthaft, wenn er bereits erheblichen Belästigungen von Nichtrau-
chern vorbeugen will, da die Interessen der Raucher demgegenüber ein deutlich geringeres 
Gewicht haben. Die differenziert und gestuft ausgestaltete Regelung trägt auch den Interes-
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sen der Raucher Rechnung, die Gelegenheit zum Rauchen haben, ohne schwere Gesund-
heitsgefahren für andere zu verursachen. Ein Ausweichen erscheint auch zumutbar, da es 
nur eine temporäre Einschränkung der allgemeinen Freiheitsentfaltung bedeutet. 
 
Zu Absatz 3 
Sterben und Tod gehören zum Alltag. Viele Menschen beenden ihr Leben im Krankenhaus. 
Ihre Würde ist angemessen über den Tod hinaus zu respektieren. Zum Abschiednehmen soll 
den Hinterbliebenen ausreichend Raum und Zeit zur Verfügung stehen. Das Krankenhaus-
personal ist verpflichtet, insoweit besonders rücksichtsvoll und einfühlsam zu handeln.  
 
Die Beachtung sog. „Patiententestamente“, in denen Patientinnen und Patienten ihren Willen 
formuliert haben, ist Aufgabe der im Krankenhaus tätigen Ärztinnen und Ärzte. Bei organisa-
torischen Fragestellungen trägt der Krankenhausträger die Verantwortung. Er stellt insbe-
sondere sicher, dass ihm bekannte Patiententestamente den behandelnden Ärztinnen und 
Ärzten so zugänglich gemacht werden, dass sie in die ärztlichen Entscheidungsprozesse 
einbezogen werden können. Dem verfassungsrechtlichen Grundsatz der Selbstbestimmung 
der Patientinnen und Patienten ist Rechnung zu tragen. 
 
Zu § 4 Kind im Krankenhaus 
 
Kranke Kinder benötigen besondere Zuwendung. Die Sorgeberechtigten sind angemessen 
zu beteiligen, da sie die Bedürfnisse ihres kranken Kindes am besten einschätzen und das 
ärztliche und pflegerische Personal zum Nutzen des Kindes unterstützen können. Die medi-
zinisch und pflegerisch notwendigen Maßnahmen bleiben davon unberührt. 
 
Die schulische Förderung des kranken Kindes wird regelhaft in Zusammenarbeit mit dem ört-
lichen Schulträger durchgeführt.  
 
Zu § 5 Patientenbeschwerdestellen, Sozialer Dienst, Patientenberatung, Patienten-
seelsorge 
 
In welcher Form Patientenberatungs- oder Beschwerdestellen organisiert werden, schreibt 
das Gesetz nicht vor. Daher können sich Krankenhäuser auch unabhängigen, an anderer 
Stelle angesiedelten Beratungseinrichtungen anschließen. Eine Ausweitung der Pflichten 
des Krankenhausträgers ist mit der Vorschrift nicht verbunden. Seine Gestaltungsfreiheit und 
Organisationshoheit wird nicht berührt. Es wird vielmehr den weisungsunabhängig tätigen 
Beraterinnen und Beratern ein Weg zu verbesserter Kommunikation und damit Hilfe im Ein-
zelfall gewiesen.  
 
Patientenbeschwerdestellen sind grundsätzlich mit ehrenamtlich tätigen Kräften besetzt. Sie 
können auch mit haupt- oder nebenamtlich tätigem Personal organisiert werden. Eine Wei-
sungskompetenz des Krankenhausträgers besteht allerdings in keinem Fall.  
 
Die Patientenbeschwerdestellen arbeiten mit Verbraucherschutzorganisationen, Einrichtun-
gen der Gesundheitsvorsorge, des Patientenschutzes, Selbsthilfegruppen sowie anderen 
geeigneten Organisationen und Verbänden zusammen. Der Krankenhausträger hat geeigne-
te Räumlichkeiten zur Verfügung zu stellen und den leichten Zugang, z.B. durch Hinweis-
schilder, zu gewährleisten.  
 
Die Patientinnen und Patienten haben naturgemäß das Recht, frei zu entscheiden, ob sie 
den sozialen Dienst und die Krankenhausseelsorge in Anspruch nehmen wollen. Kulturelle, 
weltanschauliche und religiöse Auffassungen der Kranken sollen respektiert und auf ihre 
Wünsche nach seelsorgerischer Betreuung eingegangen werden. 
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Zu § 6 Krankenhaushygiene 
 
Das Krankenhaus hat die erforderlichen Maßnahmen zur Erkennung, Verhütung und Be-
kämpfung von Krankenhausinfektionen in weitgehend eigener Zuständigkeit und Verantwor-
tung zu treffen. Weitere Einzelheiten sind in der Krankenhaushygieneverordnung geregelt.  
 
Zu § 7 Zusammenarbeit der Krankenhäuser 
 
Der Gedanke der Kooperation hat zunehmend an Bedeutung gewonnen. Dies spiegelt sich 
in engen Absprachen über die Zusammenarbeit mit anderen Einrichtungen des Gesundheits- 
und Sozialwesens wider. Insbesondere psychiatrische Versorgungsstrukturen, rehabilitative 
Maßnahmen sowie die ambulante und stationäre Pflege einschließlich der Hospize ergänzen 
das Versorgungsangebot für die Bevölkerung. Die Krankenhäuser und die übrigen Beteilig-
ten am Gesundheits- und Sozialwesen sollen Konkurrenzdenken in den Hintergrund stellen 
und gemeinsames Handeln zum Nutzen der Allgemeinheit fördern. Vor diesem Hintergrund 
will die Vorschrift die Zusammenarbeit mit anderen Einrichtungen des Gesundheits- und So-
zialwesens forcieren. Kooperation reicht von einfachem Zusammenwirken bis hin zu vertrag-
lich fixiertem abgestimmten Verhalten.  
 
Die Zusammenarbeit soll auch zur Rationalisierung des Verwaltungs-, Versorgungs- und 
sonstigen Aufwands führen. Die Möglichkeit ergibt sich in vielen Bereichen, z.B. bei Labor-
leistungen, Prosekturen, Apotheken, Wäschereien, Küchen, bis hin zu zentralem Einkauf. 
Dem Gestaltungsspielraum der Kooperationspartner sind dabei wenig Grenzen gesetzt. 
Zwar kann jeder Krankenhausträger im Rahmen seiner Organisationshoheit den Grad der 
Verzahnung selbst bestimmen, das Gesetz bezweckt allerdings eine qualitativ bessere und 
wirtschaftlichere Nutzung gemeinsamer Einrichtungen. 
 
Vom Krankenhausrecht unabhängige Gesichtspunkte, wie etwa kommunal-, vergabe- oder 
wettbewerbsrechtliche Aspekte, bleiben unberührt, sind also nach Lage des Einzelfalles ge-
sondert zu berücksichtigen. 
 
Um ein ausgewogenes und abgestimmtes Verhalten zu erreichen und damit Ressourcen 
besser nutzen zu können, unterrichten sich die Gemeinden, Gemeindeverbände, die Kran-
kenhausträger und die Verbände der Krankenkassen gegenseitig über Abreden zur Zusam-
menarbeit. 
 
Im Rahmen der Zusammenarbeit können Krankenhäuser mit anderen Einrichtungen des 
Gesundheits- und Sozialwesens auch rechtlich selbstständige Neugründungen vornehmen. 
Mehrere Krankenhäuser können gemeinschaftliche Einrichtungen z.B. für den Bereich Kü-
che, Labor, Radiologie und ähnliche Funktionen betreiben. Als Träger kommt die Gesell-
schaft mit beschränkter Haftung (GmbH) ebenso wie andere geeignete Rechtspersonen des 
öffentlichen oder Privatrechts in Betracht. Derartige Zusammenschlüsse sind in der Regel 
keine Krankenhäuser. Sie werden nicht in den Krankenhausplan aufgenommen. Der Einzel-
fall bleibt zu prüfen. Ein Zusammenschluss von Versorgungseinheiten zu einem Kranken-
haus ist ein genehmigungspflichtiger Trägerwechsel oder erfordert die Aufnahme eines 
Krankenhauses in den Krankenhausplan.   
 
Soweit krankenhausunspezifische Aufgaben wahrgenommen werden sollen, dürfen Mittel 
der Krankenhausförderung nicht eingesetzt werden.  
 
Die Ausgliederung von Teilen eines Krankenhauses darf überdies keinen Anlass zur Doppel-
finanzierung geben. So ist es z.B. nicht zulässig, mit Mitteln der Krankenhausförderung fi-
nanzierte Küchen auszugliedern und für eine gemeinsame neue Küche unter neuer Träger-
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schaft Mietkosten beim Land einzufordern. Eine Ausgliederung dieser Art würde zur Rück-
forderung von Fördermitteln durch das Land führen müssen.  
 
Praxiskliniken sind grundsätzlich keine Zusammenschlüsse im Sinne der Vorschrift. Sie sind 
eine Kombination aus ambulantem und stationärem Versorgungsangebot. Das stationäre 
Angebot bedarf des Abschlusses eines Versorgungsvertrages nach § 108 Nr. 3 SGB V. 
 
Zu § 8 Zentraler Bettennachweis, Großschadensereignisse 
 
Zu Absatz 1  
Die Aufnahmebereitschaft eines Krankenhauses im Rahmen der Notfallversorgung ist nicht 
zwingend abhängig von der Zahl der freien Betten, sondern hängt insbesondere am Wo-
chenende von der personellen Besetzung ab. Die Notfallversorgung muss so geregelt sein, 
dass trotz Vollbelegung Notfallaufnahmen und -behandlungen unverzüglich gewährleistet 
bleiben. Das Recht der Patientinnen und Patienten, ein Krankenhaus frei zu wählen, bleibt 
von der Bestimmung unberührt. 
 
Zu Absatz 2 
Die Vorschrift enthält die Aufforderung, Einsatz- und Alarmpläne nicht nur abzustimmen, 
sondern auch zu erproben. Nur so kann gewährleistet werden, dass sie im Bedarfsfall funkti-
onieren und regelmäßig Optimierungsprozesse durchlaufen. Alarm- und Einsatzpläne haben 
sich nicht nach den Belangen einzelner Krankenhäuser zu richten. Sie treffen auch für kran-
kenhausinterne Schadensereignisse Vorsorge.  
 
Zu Absatz 3  
Die Vorschrift regelt die möglichen Formen der Beteiligung von Krankenhäusern an der Be-
vorratung mit Sanitätsmaterial und Arzneimitteln und bietet die dazu notwendige Rechts-
grundlage. Der Verfall von zeitkritischen Produkten soll verhindert und eine wirtschaftliche 
Vorhaltung für den Großschadensfall gewährleistet werden.  
 
Zu § 9 Rechtsaufsicht 
 
Der dreigliedrige Verwaltungsaufbau im Rahmen der Aufsicht wird beibehalten. Kranken-
hausträger unterliegen einer Rechtsaufsicht. Davon unberührt bleiben die inhaltlichen Vor-
gaben, denen sich der Krankenhausträger durch die Aufnahme in den Krankenhausplan un-
terwirft.  
 
Abschnitt II 
Planung 
 
Die Erarbeitung regionaler Planungskonzepte und die dabei eingeführte Verhandlungslösung 
werden von den Leistungserbringern und Kostenträgern positiv bewertet. Raum für Konzepte 
und individuelle Gestaltungen ist damit gegeben. Das Land kann sich weitgehend aus der 
Detailplanung zurückziehen, nimmt aber durch die Vorgabe von Rahmendaten sowie die In-
tervention im Einzelfall seine planerische Letztverantwortung wahr. 
 
Zu § 10 Krankenhausplan 
 
Zu Absatz 1 
Entsprechend den bundesgesetzlichen Vorgaben stellt das für das Gesundheitswesen zu-
ständige Ministerium den Krankenhausplan auf. 
 
Da Krankenhausplanung kein statischer, sondern ein fließender Prozess ist, finden regelmä-
ßig Fortschreibungen statt. Der aktuelle Stand des Krankenhausplans wird - den modernen 
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Kommunikationsmitteln angepasst - im Internet veröffentlicht. Die kostenträchtige und auf-
wändige Veröffentlichung im Ministerialblatt NRW entfällt.  
 
Zu Absatz 2 
Die Vorschrift beschreibt den Inhalt des Krankenhausplans, indem sie auf den Grundsatz 
des § 1 Abs. 1 Bezug nimmt.  
 
Der Krankenhausplan besteht künftig aus zwei unselbstständigen Teilen, den Rahmenvor-
gaben nach § 11 und den regionalen Planungskonzepten nach § 12. Die Schwerpunktpla-
nung wird aufgegeben. Ferner erfährt das Planungsverfahren eine deutliche Straffung.  
 
Eine Fortschreibung des Krankenhausplans liegt grundsätzlich immer dann vor, wenn Pla-
nungskonzepte erarbeitet und durch Bescheid in den Krankenhausplan aufgenommen wor-
den sind. Werden die Rahmenvorgaben oder wesentliche Teile davon neu formuliert, liegt 
eine Neuaufstellung des Krankenhausplans vor. Dies gilt selbstverständlich auch, wenn auf 
dieser Grundlage die regionalen Planungskonzepte „in einem Zuge“ angepasst werden.   
 
Zu Absatz 3 
Die Universitätskliniken sowie die anderen in § 3 Nrn. 1 und 4 KHG genannten Krankenhäu-
ser sind in erheblichem Umfang an der Krankenhausversorgung beteiligt. Daher sind sie in 
die Planung einzubeziehen. Grundlage der Entgelt- und Pflegesatzverhandlungen nach den 
Bestimmungen des Pflegesatzrechts sind die Bescheide, mit denen die Versorgungseinhei-
ten im Krankenhausplan des Landes ausgewiesen sind. Die Universitätskliniken erhalten da-
her ebenfalls Bescheide, mit denen ihre Leistungsstrukturen festgestellt werden. Der Ab-
schluss eines Versorgungsvertrages mit den Verbänden der Krankenkassen ist zwar bereits 
durch die Aufnahme der Kliniken in das Hochschulverzeichnis nach dem Hochschulbauför-
derungsrecht erfolgt: § 108 Nr. 1 in Verbindung mit § 109 Abs. 1 Satz 2 SGB V, damit ist  
aber die jeweilige Angebotsstruktur noch nicht bestimmt. Sie wird durch den Bescheid nach 
§ 14 konkretisiert. Ein Anspruch auf Förderung nach KHG/KHGG NRW ist mit der Erteilung 
des Bescheides nicht verbunden. 
 
Die Belange von Wissenschaft und Forschung können im Einzelfall besondere Vorhaltungen 
erfordern. 
 
Zu § 11 Rahmenvorgaben 
 
Zu Absatz 1 
Die Rahmenvorgaben enthalten die Planungsgrundsätze und -kriterien sowie qualitative und 
quantitative Inhalte für die Festlegungen nach § 12. 
 
Die Planungsgrundsätze umfassen  insbesondere den qualitativen Rahmen des Kranken-
hausplans, insbesondere eine Bestimmung der Planungsinhalte. 
 
Zu den qualitativen Inhalten zählt die Bestimmung von Planungsdeterminanten wie Kranken-
haushäufigkeit, Verweildauer und Bettennutzung, gegebenenfalls Bettenmessziffern oder 
Leistungsmengen und Aussagen zur gestuften Versorgung (örtlich, regional und überre-
gional). 
 
Die Rahmenvorgaben können die Wohnortnähe definieren und die Abstimmung benachbar-
ter Versorgungsangebote regeln.  
 
Die quantitativen Eckdaten beschreiben die Bedeutung der Bettennutzung, der Verweildauer 
als Trendextrapolation oder Durchschnittsbetrachtung, die Entwicklung der Krankenhaushäu-
figkeit und der Einwohnerzahl. 
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Auch Verfahrensschritte und -abläufe können in den Rahmenvorgaben festgelegt werden, 
z.B. der zeitliche Ablauf der Konzeptentwicklung nach § 12.  
 
Ausgangspunkt der Aufstellung des Krankenhausplans ist eine Ist-Analyse. Sie untersucht 
und beschreibt die bestehenden stationären und teilstationären Versorgungseinrichtungen 
und ihre Strukturen in den Planungsregionen sowie die Inanspruchnahme der angebotenen 
Leistungen in der Vergangenheit. 
 
In Zukunftsprognosen werden Entwicklungstendenzen formuliert, z.B. die Auswirkungen des 
medizinischen Fortschritts auf die Krankenhaushäufigkeit und Verweildauer.  
 
Die Verteilung auf voll- und teilstationäre Versorgung in ausgewählten Disziplinen wird fest-
gelegt, z.B. in der psychiatrischen Versorgung. 
 
Zu Absatz 2 
Der Krankenhausplan kann neu aufgestellt oder fortgeschrieben werden. Die Neuaufstellung 
ist erforderlich, wenn bedeutende Änderungen der Rahmenvorgaben vorgenommen werden. 
Dazu zählen insbesondere Veränderungen der Planungsgrundsätze und der qualitativen 
Vorgaben. Bei der Neuaufstellung und Fortschreibung der Rahmenvorgaben kann der zu-
ständige Landtagsausschuss im Rahmen der Anhörung eine politische Bewertung vorneh-
men. 
 
Zu § 12 Regionale Planungskonzepte 
 
Zu Absatz 1 
Grundlage der Erarbeitung der regionalen Planungskonzepte sind die Rahmenvorgaben 
nach § 11. Die zuständige Planungsbehörde trifft die Entscheidung darüber, welche Feststel-
lungen in den Krankenhausplan aufgenommen werden. Die Krankenhausträger und die Ver-
bände der Krankenkassen haben das Recht, im Vorfeld die Rahmenvorgaben nach § 11 mit 
einem eigenen Umsetzungskonzept auszufüllen.  
 
Auch das gemeinsam erarbeitete Konzept, über das sich die Beteiligten geeinigt haben und 
an das die Krankenhausträger und die Verbände der Krankenkassen gebunden sind, unter-
liegt der vollständigen inhaltlichen und rechtlichen Nachprüfung durch die zuständige Behör-
de. Es darf daher von der Planungsbehörde abgelehnt, angenommen oder mit Änderungen 
genehmigt werden. Ziel des Konzeptes ist in erster Linie, gemeinsam Leistungsstrukturen zu 
erarbeiten. Auch die Schließung oder der Aufbau von Angeboten oder Modellvorhaben kön-
nen Gegenstand eines Konzeptes sein.  
 
Da die Verbände der Krankenkassen im Planungsrecht gemeinsam und einheitlich handeln 
müssen, wird mit § 213 SGB V auf den Konfliktlösungsmechanismus verwiesen. 
 
Zu Absatz 2 
Die Erarbeitung von Konzepten geht grundsätzlich allen Fortschreibungen voraus. Um einen 
Planungsstillstand auszuschließen, ist ein Initiativrecht für Krankenhäuser, Verbände der 
Krankenkassen und Land vorgesehen. Beschleunigungselemente sind die Monatsfrist zur 
Aufnahme der Verhandlungen und die Dreimonatsfrist nach Aufnahme der Verhandlungen 
zum Abschluss des Konzeptes. Zur Sicherstellung der Eingriffsmöglichkeiten der Planungs-
behörde muss die Aufnahme der Verhandlungen angezeigt werden, wenn die Erarbeitung 
von Konzepten nicht von Amts wegen eingeleitet wird. Die Krankenhausträger können ihre 
Verbände an den Verhandlungen beteiligen 
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Zu Absatz 3 
Grundlage für die Prüfungen der Planungsbehörde ist die Dokumentation der Verhandlun-
gen.  
 
Bei der beabsichtigten Schließung bettenführender Abteilungen bedarf es stets einer Anhö-
rung der Gemeinde. Sind nicht bettenführende Angebote betroffen, gilt die Sonderregelung 
des Absatzes 4.  
 
Zu Absatz 4 
Für die Schließung nicht bettenführender Angebote wird das Verfahren vereinfacht. Sie ist 
auch ohne regionales Planungskonzept möglich. Wird ein Planungskonzept vorgelegt, findet 
keine Anhörung mehr statt. Liegt kein regionales Planungskonzept vor, muss die Anhörung 
durchgeführt werden. Damit ist gewährleistet, dass die Betroffenen vor Ort auf jeden Fall be-
teiligt werden, entweder bei der Erarbeitung des regionalen Planungskonzeptes oder im 
Rahmen der Anhörung.  
 
Zu Absatz 5 
Mit der Genehmigung wird das regionale Planungskonzept für Krankenhausträger, Verbände 
der Krankenkassen und das Land verbindlich. Das bedeutet auch, dass das Land nur solche 
Inhalte genehmigen darf,  die Bestandteil des Krankenhausplans werden oder aus diesem 
herausgenommen werden. 
 
Entscheidender und verbindlicher Maßstab für die Genehmigung sind die Rahmenvorgaben 
und der Stand von Wissenschaft und Technik in der Medizin. Die Fortschreibung der Rah-
menvorgaben verlangt ebenso wie die Veränderung der Standards in der Medizin eine An-
passung. Dabei ist auf den allgemeinen Stand abzustellen. Nicht jeder medizinische Fort-
schritt begründet eine Fortschreibung des Krankenhausplans. 
 
Die Aufnahme eines genehmigten Konzeptes in den Krankenhausplan erfolgt durch Be-
scheid nach § 14. Die Erteilung des Bescheides  bedeutet die Fortschreibung des Kranken-
hausplans. Der Bescheid begründet für das Krankenhaus den grundsätzlichen Anspruch auf 
Förderung nach den Bestimmungen des KHG sowie des KHGG NRW.  
 
Zu § 13 Beteiligte an der Krankenhausversorgung 
 
Zu Absatz 1 
Ein wichtiger Aspekt des Landeskrankenhausrechts ist die Zusammenarbeit mit den im Ge-
sundheitswesen Beteiligten im Landesausschuss. Bei der Inanspruchnahme dieses Gremi-
ums müssen die Interessen aller Beteiligten im Entscheidungsprozess angemessen berück-
sichtigt werden. Dabei sind die Ärztekammern mit ihrem medizinischen Sachverstand wichti-
ge Ansprechpartner bei der Entscheidungsfindung. Die Ärztekammern sind vor diesem Hin-
tergrund in den Kreis der unmittelbar Beteiligten im Landesausschuss aufgenommen wor-
den.  
 
Zu Absatz 2 
Im Landesausschuss haben nur die unmittelbar Beteiligten einen Sitz. Sie tragen im Gegen-
satz zu den mittelbar Beteiligten nach Absatz 2 Finanzierungs- und Strukturverantwortung. 
 
Zu Absatz 3 
Die Aufgaben des Landesausschusses bestehen insbesondere in der Erarbeitung von Hand-
lungs- und Umsetzungsempfehlungen im Rahmen von Krankenhausplanung und -
finanzierung. Dabei hat der Landesausschuss beratende Funktion. Das Land muss mit ihm 
Einvernehmen anstreben, also das deutliche Bemühen zeigen, eine Einigung zu erzielen. 
Eine bloße Anhörung reicht nicht aus. 
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Zu Absatz 4 
Die Geschäftsordnung des Landesausschusses regelt insbesondere die Voraussetzungen 
für die Einberufung des Gremiums, die Zahl und Bestellung der namentlich benannten stän-
digen Mitglieder und ihrer Vertreterinnen und Vertreter, den grundsätzlichen Ablauf der Sit-
zungen, Ladungsfristen, Protokollfragen, die Bildung von Unterausschüssen und ein eventu-
elles Abstimmungsverhalten. Abstimmungen lassen gegenüber der zur Entscheidung befug-
ten Landesbehörde erkennen, welche Mehrheiten bestehen. Das Land entscheidet aber im 
Rahmen seiner Planungskompetenz selbst abschließend. Es trifft keine Ersatzentscheidun-
gen, da der Landesausschuss nicht entscheidungsbefugt ist.  
 
Unterausschüsse sind insbesondere dann sinnvoll und erforderlich, wenn Einzelfragen von 
besonderer Bedeutung vorzuklären sind. Die Beteiligten nach Absatz 2 nehmen in unmit-
telbarer funktioneller Nähe des einzelnen Krankenhauses in unterschiedlichster Weise an 
der Versorgung teil. Daher bietet es sich an, aus ihrer Mitte Mitglieder in Unterausschüssen 
einzubinden.  
 
Zu § 14 Festlegungen im Krankenhausplan 
 
Zu Absatz 1 
§ 8 Abs. 1 KHG setzt - als Voraussetzung für die Förderung - neben der Aufnahme in den 
Krankenhausplan ausdrücklich deren Feststellung durch einen Bescheid voraus. Es ist daher 
geboten, die an den Bescheid zu stellenden Mindesterfordernisse festzulegen. Die Be-
scheiderteilung ist nicht verzichtbar.  
 
In Ergänzung des geltenden Rechts können auch besondere Aufgaben des Krankenhauses 
angegeben werden. Dazu zählt z.B. die Angabe der Region für die psychiatrische Pflichtver-
sorgung nach § 2 Abs. 1 Satz 3, die im Einzelfall die Grenzen von Versorgungsgebieten  
überschreiten kann.  
 
Das Krankenhaus erhält einen einheitlichen Bescheid über alle Festlegungen, die Bestand-
teil des Krankenhausplans sind. Näheres zur Ausgestaltung des Bescheides regeln Verwal-
tungsvorschriften.  
 
Zu Absatz 2 
Weicht der Krankenhausträger von den Festlegungen des Krankenhausplans, z.B. von der 
Gesamtzahl der im Ist und Soll anerkannten Betten und Behandlungsplätze oder von der 
Zahl und Art der Abteilungen und ihrer Betten sowie bei Ausbildungsstätten und besonderen 
Schwerpunktaufgaben ohne Genehmigung der zuständigen Behörde ab, kann das Kranken-
haus ganz oder teilweise aus dem Krankenhausplan herausgenommen werden. Absprachen 
mit den Krankenkassen ersetzen die Abstimmung mit der zuständigen Behörde nicht.  
 
Zu Absatz 3 
Nach höchstrichterlicher Rechtsprechung (BVerfG, Beschluss vom 14.1.2004 – 1 BvR 
506/03) kann ein begünstigender Feststellungsbescheid im Krankenhausplanungsrecht 
grundsätzlich auch von einem konkurrierenden Krankenhausträger angefochten werden. Ei-
nem Rechtsmittel des Konkurrenten kommt daher nach § 80 Abs. 1 VwGO regelmäßig auf-
schiebende Wirkung zu. Mit der Regelung macht das Land im öffentlichen Interesse einer 
schnelleren Umsetzung der für die Versorgung der Bevölkerung notwendigen Krankenhaus-
leistungen von der Möglichkeit nach § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 VwGO Gebrauch, die aufschie-
bende Wirkung von Rechtsmitteln konkurrierender Krankenhausträger entfallen zu lassen. 
Ein Verlust von Rechtsschutzmöglichkeiten ist damit nicht verbunden, den Konkurrenten 
bleibt es unbenommen, einstweiligen Rechtsschutz beim zuständigen Verwaltungsgericht zu 
beantragen. 
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Abschnitt III 
Krankenhausförderung  
 
Die Bemessung der pauschalen Fördermittel wird auf eine neue Grundlage gestellt, um An-
reize zur Vorhaltung nicht benötigter Bettenkapazitäten zu vermeiden. Sie muss nachvoll-
ziehbar, leicht zu handhaben und möglichst gerecht sein. Eine Anpassung an sich verän-
dernde Gegebenheiten muss schnell und flexibel ermöglicht werden. Die Krankenhausträger 
benötigen eine kalkulierbare Basis der Finanzierung.  
 
Die Investitionsfinanzierung, auf die dem Grunde nach alle Krankenhäuser, die in den Kran-
kenhausplan eines Landes aufgenommen sind, Anspruch haben, muss mit flexiblen Finan-
zierungsmöglichkeiten kombinierbar sein. Die Gestaltungsspielräume der Krankenhausträger 
sollen ausgeschöpft werden.  
 
Zu § 15 Förderungsgrundsätze 
 
Die Vorschrift setzt die Bestimmungen des KHG um. Erhaltungsinvestitionen sind nach der 
Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts, Urteile vom 21.1.1993 - 3 C 66/90 - und 
26.10.1995 - 3 C 11/94 – den Betriebskosten zuzurechnen. Sie können daher nicht im Rah-
men der Investitionsförderung des Landes geltend gemacht werden. Führt unterlassene Er-
haltung zu Schäden, die einen Neubau im Sinne der Vorschrift nötig machen, verliert der 
Krankenhausträger insoweit seinen Anspruch auf Förderung.   
 
Zu § 16 Investitionsprogramm 
 
Erst mit Erteilung des Bewilligungsbescheides entsteht ein Rechtsanspruch auf Förderung. 
Die bloße schriftliche, durch Telefax, Fernschreiben oder mündliche und fernmündliche Mit-
teilung über die Aufnahme in ein Investitionsprogramm bedeutet keine Zusicherung für eine 
nachfolgende Bewilligung. Bis zur Erteilung des Bewilligungsbescheides ist somit eine He-
rausnahme der Maßnahmen auch aus dem veröffentlichten Investitionsprogramm möglich. 
 
Zu § 17 Einzelförderung 
 
Zu Absatz 1 
Der Gesetzgeber verzichtet darauf, alle Fördermöglichkeiten des Bundes ausdrücklich aufzu-
führen. So spielen in der Förderpraxis insbesondere Beschaffungen von mittelfristigen Anla-
gegütern keine Rolle. Im Bedarfsfall kann jedoch auf die bundesrechtliche Regelung zurück-
gegriffen werden. Eine Regelungslücke entsteht nicht, wenn  keine Übernahme der Vorga-
ben des KHG insoweit erfolgt.  
 
Zu Absatz 4 
Grundsätzlich dürfen Krankenhausabteilungen zur wirtschaftlicheren Führung verselbststän-
digt und ausgegliedert werden. Damit ist dieser Teil aber kein Krankenhaus mehr. Der För-
deranspruch entfällt. Bestimmte notwendige Angebote und Vorhaltungen gehören jedoch 
zwingend zum Charakter und den Inhalten eines Krankenhauses und dürfen daher nicht 
ausgegliedert werden. Um dies zu gewährleisten und zu verhindern, dass Landesinvestitio-
nen Dritten übertragen werden, sind Ausgliederungsmaßnahmen mit der zuständigen Be-
hörde abzustimmen und von ihrer Zustimmung abhängig. Eine Anzeige der Ausgliederung 
reicht nicht aus.  
 
Die Verwendung pauschaler Fördermittel ist nicht dem Belieben des Krankenhausträgers 
anheim gestellt. Im Rahmen der Krankenhausplanung hat der Krankenhausträger sein Ei-
gentum der Sozialbindung der Krankenhausversorgung unterworfen. Mit seinem Aufnahme-
antrag in den Krankenhausplan erklärt er sich konkludent damit einverstanden, künftig nach 
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den Vorgaben der Landesplanung zu verfahren und gebotene Einschränkungen hinzuneh-
men. Eine Ausgliederung kann insbesondere sinnvoll sein, wenn der Nachweis geführt wer-
den kann, dass sie zu niedrigeren Kosten bei gleicher Qualität führt.   
 
Als selbstständige Einrichtungen können z.B. betrieben werden: Röntgenabteilungen, Labors 
oder Krankenhausküchen. Der Einzelfall ist maßgebend. Bei einer bestimmten Größe eines 
Krankenhauses kann es erforderlich sein, z.B. eine Röntgenabteilung als Hauptabteilung 
weiterzuführen und nicht auszugliedern. 
  
Zu Absatz 5 
Eine Vielzahl von Krankenhäusern kann insbesondere in den operativen Fächern Operatio-
nen nur zu bestimmten Tageszeiten durchführen. In der übrigen Zeit könnten die Operati-
onssäle, soweit dies den üblichen Betriebsablauf des Krankenhauses nicht stört, vermietet 
werden.  
 
Da die Operationssäle in der Regel mit Mitteln der Krankenhausfinanzierung gefördert wor-
den sind, ist es grundsätzlich gerechtfertigt, Einnahmen aus ihrer Vermietung dem Kranken-
haus zu belassen und den pauschalen Fördermitteln unter Abzug der Betriebskosten zuzu-
führen. Allerdings können mit Erlaubnis der zuständigen Behörde auch abweichende Verein-
barungen getroffen werden. Der Zustimmungsvorbehalt des Landes ist aus planerischer 
Sicht notwendig, da in der Regel die Vermietung den Zweck hat, geförderte Räume anderen 
als Krankenhauszwecken zur Verfügung zu stellen. Insoweit werden der Krankenhausver-
sorgung räumliche Kapazitäten entzogen. Ob dies unter planerischen und Qualitätsaspekten 
zugelassen werden kann, ist daher in jedem Einzelfall zu prüfen.   
 
Zu §§ 18 - 20 Umfang der Einzelförderung, Anlauf- und Umstellungskosten sowie 
Grundstückskosten, Bewilligung der Einzelförderung, Zuschussformen 
 
Die Bestimmungen führen die bundesgesetzlichen Vorgaben aus. Sie regeln auch die not-
wendigen Inhalte für die Dokumentation der Förderung einschließlich Verwendungsnachwei-
sen. 
 
Zu § 21 Pauschale Förderung 
 
Die pauschale Förderung bietet Krankenhausträgern die notwendige finanzielle Grundlage 
zur Beschaffung der Ausrüstung des Krankenhauses. Daher ist eine feste Kalkulationsbasis 
für die Wiederbeschaffung kurzfristiger Anlagegüter erforderlich. Es bedarf dazu einer leis-
tungsbezogenen Pauschale, die falsche Anreize vermeidet und in einem flexiblen Verfahren 
angepasst werden kann. Dazu bietet eine Rechtsverordnung den geeigneten Verfahrens-
weg.  
 
Für kleine Baumaßnahmen wird für alle Krankenhäuser ein einheitlicher, im Einzelfall jedoch 
anpassungsfähiger Betrag in Höhe von 50.000,00 € festgesetzt. Bürokratischer Aufwand 
wird reduziert und eine bessere Handhabbarkeit erreicht.  
 
Zu § 22 Besondere Beträge 
 
Zu den Absätzen 1 und 2 
Die Vorschrift ermöglicht die Gewährung eines besonderen Betrages. Dies muss zur Erhal-
tung der Versorgung und der Leistungsfähigkeit möglich sein. Eine restriktive Handhabung 
der Vorschrift ist notwendig und führt nicht zu Wettbewerbsverzerrungen. 
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Zu Absatz 3 
Bei der Schließung von Abteilungen oder bei der Betriebseinstellung eines Krankenhauses 
können Ausgleichsleistungen unter Wertung des jeweiligen Einzelfalles gewährt werden. Der 
Maßstab für die Berechnung von Ausgleichsleistungen bei Einstellung oder Einengung des 
Krankenhausbetriebes muss durch die Verwaltungspraxis und nähere Vorgaben in ermes-
senslenkenden Verwaltungsvorschriften gewonnen werden.   
 
Zu §§ 23 – 25 Förderung der Nutzung von Anlagegütern, Förderung der Kapitaldienst-
belastungen, Ausgleich für Eigenmittel 
 
Die Vorschriften setzen bundesrechtliche Vorgaben um.  
 
Zu § 26 Widerruf der Bewilligung, Rückforderung von Fördermitteln 
 
Die Geltung der allgemeinen Rechtsgrundlagen muss nicht gesondert geregelt werden, Folg-
lich finden die Bestimmungen des Verwaltungsverfahrensrechts Anwendung, soweit das 
KHGG NRW keine abweichenden Regelungen trifft. 
 
Wenn der Krankenhausträger von den Festlegungen nach § 14 ohne Abstimmung mit dem 
Verhandlungspartner und der zuständigen Behörde abweicht, bedeutet dies auch eine Ab-
weichung vom Krankenhausplan. Diese Vorschrift erfasst Vertragsänderungen nach § 109 
SGB V nicht. 
 
Abschnitt IV 
Krankenhausstruktur 
 
Zu § 27 Wirtschaftliche Betriebsführung 
 
Die Krankenhausträger benötigen für die Organisation ihrer Einrichtung Spielräume. Auf de-
taillierte Regelungen wird verzichtet. Bei Fusion müssen die Betriebsstellen zwar unselbst-
ständige Teile des Krankenhauses sein, ob Angebote mehrfach vorgehalten werden, ent-
scheidet der Krankenhausträger unter betriebswirtschaftlichen und versorgerischen Aspek-
ten künftig selbst. Die Gestaltung der Leitung der Krankenhäuser steht im pflichtgemäßen 
Ermessen der Krankenhausträger. Die Abbildung der verschiedenen Funktionen des Kran-
kenhauses in der Führung ist nicht nur eine Frage der Motivation, sondern insbesondere 
auch des sachgerechten Managements. Für beides hat der Krankenhausträger die Verant-
wortung.  
 
Zu § 28 Abschlussprüfung 
 
Eine zweckentsprechende Mittelverwendung unter Anwendung allgemein gültiger Kriterien 
und unter Berücksichtigung der geltenden Bestimmungen zur ordentlichen kaufmännischen 
Buchführung ist eine Selbstverständlichkeit.  
 
Zu § 29 Ärztlicher und psychotherapeutischer Dienst 
 
Die Vorschrift entspricht im Wesentlichen § 36 KHG NRW 1998.  
 
Zu §§ 30 und 31, Struktur der Kommunalen Krankenhäuser, Kirchliche Krankenhäuser 
 
Die Besonderheiten Kommunaler und Kirchlicher Krankenhäuser sind in den einschlägigen 
Bestimmungen berücksichtigt. Diese gelten unverändert fort. Im Rahmen von Fusionsüber-
legungen erhalten sie besondere Bedeutung. 
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Zu § 32 Statistik 
 
Zur Erfüllung seiner planerischen Aufgaben benötigt das Land statistisches Material. Die 
Rahmenvorgaben werden auf dieser Basis erarbeitet.  
 
Abschnitt V 
Übergangs- und Schlussbestimmungen 
 
Zu § 33 Zuständigkeit 
 
Die Vorschrift enthält eine Verordnungsermächtigung.  
 
Zu § 34 Ausbildungsstätten, nicht öffentlich geförderte Krankenhäuser, Universitäts-
kliniken 
 
Zu Absatz 1 
Bedarfsgerechte Ausbildungsstätten sind Gegenstand der Krankenhausplanung und dem-
entsprechend im Krankenhausplan auszuweisen. Dies gilt auch, wenn der Träger oder Mit-
träger nicht öffentlich gefördert wird oder bei Universitätskliniken.  
 
Zu Absatz 4 
Die Vorschriften zur Finanzierung finden auf Universitätskliniken keine Anwendung.  
 
Zu § 35 Übergangsvorschrift 
 
Die Abgrenzungsverordnung vom 5. Dezember 1977 soll weiter angewendet werden, bis ei-
ne Rechtsverordnung nach § 21 Abs. 2 Nr. 2 die Abgrenzung der kurz-, mittel- und langfristi-
gen Anlagegüter regelt. Soweit der Verordnungsgeber davon keinen Gebrauch machen will, 
kann er die Fortgeltung der Abgrenzungsverordnung ausdrücklich bestimmen. Geschieht 
dies nicht, so gilt sie bei fehlender Regelung nach dieser Bestimmung fort.  
 
Zu § 36 In-Kraft-Treten, Berichtspflicht 
 
Das Gesetz enthält eine Berichtspflicht gegenüber dem Landtag. 


